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Aktuelle Auslese 
Energiewirtschaft 
bringt hohe Wachstumsrate 

Nach ersten vorläufigen Berechnungen ist 
das Bruttoinlandsprodukt Schleswig-Holsteins 1984 real, 
d. h. in Preisen von 1976 gemessen, um 5,5 0/o gestiegen. 
In jeweiligen Preisen betrug der Wertzuwachs an den 
im Lande produzierten Gütern und Diensten 6, 9%. Diese 
Veränderungsraten liegen weit über dem Bundesdurch­
schnitt, der 2,6 % als reale und 4,6 Ofo als nominale Zu· 
wachsrate aufweist. Allerdings wurden etwa zwei Drittel 
des Zuwachses von der Energiewirtschaft erbracht, was 
wiederum darauf zurückzufUhren ist, daß Ende 1983 das 
AKW Krümmet am Netz ging und daß es auch beim 
AKW Brombüttel im Gegensatz zu 1983 kaum Produk­
tiomausfälle gab. Ohne Energiewirtschaft gerechnet 
bliebe ein reales Wachstum, das um etwa einen Prozent· 
punkt unter dem Bundesniveau läge. Weitere Wachs· 
turnsträger im Lande waren die chemische lndu~trie und 
da Druckereigewerbe. Deudich negativ dagegen, und 
zwar noch schlechter als im Bundesdurchschnitt, verlief 
die Entwicklung im B<Auhauptgewerbe. 

lnsolvenzen 
erreichen 1984 Rekordhöhe 

Der leichte Rückgang der lnsolvenzen im 
Jahre 1983 hat sich 1984 nicht nur nicht 

fortgesetzt, sondern ist in das krasse Gegenteil umge· 
schlagen. Die schleswig-holsteinischen Amtsgerichte 
melden fur 1984 eine neue Höchst zahl. Bei ihnen wurden 
765 Konkurse und Vergleichsverfahren beantragt und da· 
mit mehr als jemals zuvor seit der Währungsreform. Nach 
den bisher vorliegenden Ergebnissen dürfte im Bundes· 
gebiet eine ähnliche Entwicklung aufgetreten sein. Der 
Zuwachs ist aber in Schleswig-Holstein höher als im 
Bundesdurchschnitt. 

Von den 763 beantragten Konkursen wurden 580 mangels 
Masse abgelehnt, weil das vorhandene Kapital nicht ein· 
mal zur Deckung der Verfahrenskosten reichte. Das sind 
76% aller Konkurse, während es 1983 fast 79% gewesen 
sind. Auch die angemeldeten Forderungen sind im Durch­
schnitt nicht mehr so hoch wie 1983. 

Hochschulprüfungen 
im Wintersemester 1983/84 

Im Wintersemester 1983/84 ~teUten sich 
1 869 Studenten einer Abschlußprüfung, 

sechs Prozent mehr als im Vorjahr. 1 737 Kandidaten 
(93 %) erfiillten die Examensanforderungen. Von ihnen 
bestanden 504 die Abschlußprüfung an einer Fachhoch­
schule. 370 Kandidaten absolvierten das erste Staats· 
examen fiir die Lehrerlaufbahn, davon 130 fur das Lehr· 
amt an Grund- und Hauptschulen, 105 für Realschulen, 
104 fur Gymnasien und 31 fur Sonderschulen. Außerdem 
wurden zwei Prüfungen zum Diplom-Handelslehrer er­
folgreich abgelegt. Das Staatsexamen in anderen Studien­
fächern (Medizin, Zahnmedizin, Rechtswissenschaften 
und Pharmazie) legten 333 Studenten erfolgreich ab. 

Krankenhauspatienten -
weshalb und wie lang? 

1983 sind schätzungsweise 300 000 Pati· 
enten in den Akut·Krankenhäusern des 

Landes behandelt worden. Etwa 6 % von ihnen sind im 
Krankenhaus einmal oder mehrfach verlegt worden (z. B. 
zwischen chirurgischer Abteilung und lntensivpflege­
station). Für die übrigen 94% läßt sich die Verweildauer 
im Krankenhaus angeben: Nahezu die Hälfte (46 Oo) blieb 
bis zu 8 Tagen, länger als dcei Wochen mußten 17% der 
Patienten verweilen. 

Der häufigste Grund fur einen Krankenhausaufenthalt 
war die komplikationslose Entbindung mit 5,2 % oder 
15 800 F'allen. Es folgt die Hypertrophie der Rachen· 
mandein mit 3,5 %. Zwischen 2 und 3 % lagen die Hirn· 
gefäßkrankheilen (z. B. Schlaganfall), die Gehirnerschüt· 
terung, der akute Herzinfarkt und die Blinddarment· 
zündung, zwischen 1,5 und 2% die Zuckerkrankheit, die 
Herzinsuffizienz, der Brustkrebs, die Herzrhythmus­
<>törungen und die Gallensteinleiden. 

Die angegebenen Absolutzahlen stellen eine Hochschät­
zung fur Schleswig-Holstein dar, fußend auf der freiwil· 
Iigen Krankenhauspaticntenstatistik, zu der 1983 32 
Krankenhäuser mit 64,5 % aller Betten fur Akut-Kranke 
beigetragen haben. 
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Auszubildende 1983 

Bei der schon seit längerer Zeit angespannten Ar­
beitsmarktlage kommt der Berufsbildungsstatistik eine 
besondere Bedeutung zu, weil sie besonders für Schul­
abgänger einen Überblick über die rund 450 staat­
lich anerkannten Ausbildungsberufe mit deren jewei­
liger Zahl der Auszubildenden gibt. Neben den Anga­
ben über die Auszubildenden am Jahresende sollten 
auch die Informationen über die abgelegten Abschluß­
prüfungen von Interesse sein. Rechtsgrundlage dieser 
Bundesstatistik ist das Berutsbildungsförderungsge­
setz vom 23. Dezember 1981 (BGBI.I S. 1692). Aus­
kunftsplichtig sind nach § 5 Absatz 2 dieses Gesetzes 
die nach dem Berufsbildungsgesetz zuständigen Stel­
len (in der Regel Kammern). 

Die früher als .,Lehrlinge" bezeichneten Auszubilden­
den sind Personen, die aufgrund eines Ausbildungs­
vertrages nach dem Berufsbildungsgesetz eine be­
triebliche Berufsausbildung in einem anerkannten Aus­
bildungsberuf durchlaufen. Ihre Ausbildung erfolgt 
durch das unmittelbare Lernen am Arbeitsplatz oder 
in den betrieblichen und überbetrieblichen Ausbil­
dungswerkstätten in Verbindung mit dem gleichzei­
tigen Besuch einer Berufsschule mit Teilzeitunterricht 
Dieses Zusammenspiel der beiden voneinander unab­
hängigen Ausbildungsträger Betrieb und Berufsschule 
ist unter dem Begriff "duales System" bekannt. Der 
sachliche und zeitliche Rahmen der Ausbildung ist 
in der Ausbildungsordnung des jeweiligen Lehrberu­
fes festgelegt. Nicht zu den Auszubildenden im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes zählen alle Personen, die 
ihre Berufsausbildung ausschließlich an berufsbilden­
den Schulen erhalten (z. B. Schüler an Berufsfach­
schulen und Schulen des Gesundheitswesens) oder 
die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
ausgebildet werden (z. B. Beamte im Vorbereitungs­
dienst). Ebenfalls nicht erlaßt werden Praktikanten, 
Volontäre und Umschüler. 

ln der Berufsbildungsstatistik gibt es sieben Ausbil­
dungsbereiche: 

Industrie und Handel (einseht Banken. Versicherungen, 
Gast- und Verkehrsgewerbe) 

Handwerk 

Landwirtschaft 

Öffentlicher Dienst 

Freie Berufe 

Hauswirtschaft (städtischer Bereich) 

Seeschiffehrt. 

Diese Gliederung deckt sich nicht voll mit der Wirt­
schaftsgliederung nach der Systematik der Wirt­
schaftszweige, da sich nach dem Berufsbildungsgesetz 
die Zuständigkeit für die Berufsausbildung vielfach 
nach der Art des Ausbildungsberufs und nicht nach 
der Zugehörigkeit des Ausbildungsbetriebs zu einem 
bestimmten Wirtschaftsbereich richtet. Dies führt ins­
besondere im öffentlichen Dienst dazu, daß die nach­
gewiesene Zahl der Auszubildenden nicht der tatsäch­
lichen Ausbildungskapazität dieses Bereichs ent­
spricht. Alle Auszubildenden, die vom öffentlichen 
Dienst für Berufe der gewerblichen Wirtschaft aus­
gebildet werden, sind in der Berufsbildungsstatistik 
dem Bereich Industrie und Handel oder Handwerk 
zugeordnet, weil sie in den Verzeichnissen der Aus­
bildungsverhältnisse der Industrie- und Handelskam­
mern oder der Handwerkskammern geführt werden. 
Ein gesonderter Nachweis dieser Auszubildenden ist 
bislang nicht möglich. Im Ausbildungsbereich "Öffent­
licher Dienst" werden also nur jene Auszubildenden 
nachgewiesen, die nach dessen speziellen Ausbil­
dungsordnungen ausgebildet werden. Auszubildende 
für die ländliche Hauswirtschaft werden im Bereich 
.,Landwirtschaft" nachgewiesen. 

Andauernder Anstieg der Zahl der Auszubildenden 

Ende 1983 gab es in Schleswig-Holstein 78100 Aus­
zubildende. Damit erhöhte sich die Zahl der Auszubil­
denden gegenüber Ende 1982 nochmals um 3,6 %, was 
besonders bemerkenswert ist, weil sich dieser An­
stieg von Jahr zu Jahr bereits seit 9 Jahren vollzieht. 
Seit Ende 1978, also in den letzten 5 Jahren. stieg 
die Zahl der Auszubildenden immerhin noch von rund 
64 000 um 14 000 oder 22 %. Und vor allem die neue 
Höchstzahl konnte nur deswegen erreicht werden, 
weil Politik, Wirtschaft und Gesellschaft verstärkte 
Anstrengungen unternahmen, um möglichst für jeden 
ausbildungswilligen Jugendlichen einen Ausbildungs­
platz bereitzustellen. 

Die hohe Zahl der Auszubildenden Ende 1983 ist 
auf mehrere Ursachen zurückzuführen. Insbesondere 
ist hier auf das Vorrücken von Jugendlichen aus ge­
burtenstarken Jahrgängen ins Ausbildungsalter zu ver­
weisen. So stieg die für die Gesamtzahl der Auszu­
bildenden relevante Altersgruppe der 16- bis 19jäh­
rigen in den letzten 5 Jahren bis Ende 1983 von 
rund 161 000 um 28 000 oder 17% auf rund 189 000. 
Die entsprechende Zunahme bei den Auszubildenden 
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Auszubildende 1978 bis 1983 nach Ausbildungsbereichen 

Jahresende I . Auszub•ldende Davon 1m Ausbildungsbereich 

Insgesamt darunter lndustne Handwerk Land- offentlicher freie Haus- See· 
we•bhch u. Handel 1 w1rtschaft Dienst Berufe w1rtschaft schiffahrt 

1978 64 037 24 858 24 824 27 854 
1979 69 545 27 399 27 089 30 547 
1980 72 790 28 863 28 752 31 621 

1981 74 190 29 640 29 284 31 838 
1982 75 420 30 607 29 738 32 300 
1983 78100 31 700 31 949 32 639 

1978 ~ 100 122.0 127,5 128.7 117,2 

1982 .. 100 I 103,6 103,6 107,4 101,0 

1) einschheBhch Banken. Versicherungen. Gast- und Verkehrsgewerbe 

lag also noch um 5 Punkte höher. Das bedeutet. daß 
die Jugendlichen verstärkt in die betriebliche Ausbil­
dung drängen. Besondere Akzente werden hierbei 
durch das weibliche Geschlecht gesetzt. denn die 
Zahl der weiblichen Auszubildenden erhöhte sich von 
Ende 1978 bis Ende 1983 um 28%, die der männ· 
Iichen dagegen nur um 18%. Damit hat sich der An· 
teil der weiblichen Auszubildenden in diesem Zeitraum 

Auszubildende Ende 1983 

3 070 2 314 5 696 62 217 
3373 2 322 5 985 69 160 

3 590 2 296 6305 67 159 

3 716 2 472 6 578 126 176 

3 619 2 643 6 770 167 183 
3 982 2 952 6 202 206 170 

129.7 127,6 108.9 332,3 78.3 

110,0 111.7 91,6 123,4 92,9 

von 39% auf 41 % erhöht. Aber nicht nur die Schul­
entlassenen aus Haupt- und Realschulen drängen ver­
stärkt in die betriebliche Ausbildung, sondern heute 
auch die Abiturienten, die immer häufiger auf ein Stu­
dium verzichten oder dieses erst nach emer abge­
schlossenen Berufsausbildung beginnen wollen. Be­
sonders ausgeprägt ist diese rückläufige Entwicklung 
der Studienneigung bei den Abiturientinnen. 

AusbildungsbereiCh Auszubildende Davon 1m ... Ausbildungsjahr 1983 neu 

insgesamt darunter 1. 2. 3. 4 abgeschlossene 
Ausbildungsverhältnisse 

we•blich Anteile ln% %von Spaltet 

Industrie und Handel 1 31 949 15 889 34,7 
Handwerk 32 639 7 243 31,5 
Landwirtschaft 3 982 1 011 26.5 

ÖffentliCher Dienst 2 952 1 481 33,2 
Fre1e Berufe 6 202 5 870 46,5 
Hauswu1schaft 206 205 4,4 
Seesch1ffahrt 170 38.2 

Insgesamt 78100 31 700 33,8 

1) e.nschheBhch Banken. VerSicherungen. Gast· und Verkehrsgewerbe 

Von den 78 100 Auszubildenden Ende 1983 standen 
rund 26 400, und damit jeder dritte Auszubildende, 
im ersten Ausbildungsjahr. Diese Zahl erhöhte sich 
gegenüber Ende 1982 besonders stark, nämlich um 
knapp 2 000 oder 8 %. Dabei liegt die Zahl der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse mit rund 
31 000 noch erheblich über der der Auszubildenden 
im 1. Ausbildungsjahr. Das hängt damit zusammen, 
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35,3 26,6 3,4 42,2 
30,9 31 ,2 6.4 34,7 
40.0 33,5 47,5 

37,4 28,8 0,7 39,1 
35,3 18,1 0,1 47,0 
55.8 39,8 60,7 
35,9 23,5 2,4 52,9 

33,8 28,3 4,1 39,7 

daß immer mehr Jugendliche aufgrund ihrer Vorbil· 
dung (Abitur, Abschluß eines Berufsgrundbildungsjahrs 
oder einer Berufsfachschule) eine verkürzte Ausbil· 
dungszeit haben und ihre betriebliche Ausbildung be­
reits mit dem 2. Ausbildungsjahr beginnen. Dadurch 
ist auch die Zahl der Auszubildenden im 2. Ausbil­
dungsjahr entsprechend gestiegen. 



Handwerk sowie Industrie und Handel 
Jetzt gleichgewichtige Ausbildungsbereiche 

Auch Ende 1983 stellte das Handwerk in Schleswig· 
Holstein noch die größte Ausbildungskapazität in der 
betrieblichen Berufsausbildung zur Verfügung, wenn 
auch Industrie und Handel - mit nur noch 700 Aus· 
bildungsplätzen weniger - merklich nähergerückt ist. 
Außer in Schleswig-Holstein ist im Ländervergleich 
nur noch in Niedersachsen und Bayern das Handwerk 
der größte Anbieter von betrieblichen Ausbildungs· 
plätzen. Im gesamten Bundesgebiet bilden lndustne 
und Handel wesentlich häuf1ger aus als das Handwerk. 
Beträgt der Anteil des Handwerks an allen Ausbildungs· 
plätzen in Schleswig·Holstein 42 %, so sind es im ge· 
samten Bundesgebiet 39 %; für Industrie und Handel 
stehen dagegen einem Anteil von 41 % in Schleswig· 
Holstein 46% im gesamten Bundesgebiet gegenüber. 
Damit ist im Land wie im Bund für den weitaus über­
wiegenden Teil der Auszubildenden die gewerbliche 
Wirtschaft zuständig. Die übrigen Auszubildenden ver­
teilten sich Ende 1983 auf freie Berufe (7,9 %), Land­
wirtschaft (5, 1 %), öffentlicher Dienst (3,8 %), Haus­
wirtschaft {0,3 Ofo) und Seeschiffahrt (0,2 %). Zur Be­
wertung dieser Anteile. insbesondere des vom öffent­
lichen Dienst, sei nochmals auf die einleitenden Aus­
führungen zur Abgrenzung der Ausbildungsbereiche 
hingewiesen. 

Von den in den 5 Jahren zwischen Ende 1978 und 
Ende 1983 zusätzlich bereitgestellten 14 000 Aus­
bildungsplätzen entfällt die Hälfte allein auf den Be­
reich Industrie und Handel. Der besondere Beitrag 
dieses Bere1chs für die Bewältigung des Ausbildungs· 
problems wird auch noch dadurch herausgestrichen, 
daß von Ende 1982 bis Ende 1983 bei einer Gesamt· 
zunahme der Ausbildungsplätze um 2 700 auf Indu­
strie und Handel 2 200 entfallen. Einer Steigerung 
aller Ausbildungsplätze in 5 Jahren um 22% und in 
einem Jahr um 3,6% stehen damit entsprechende 
Zunahmen von 29% und 7,4% bei Industrie und 
Handel gegenuber. Überdurchschnittliche Steigerungs­
raten auf lange und kurze Sicht verzeichnen auch noch 
die Ausbildungsbereiche Landwirtschaft, i:>ffentlicher 
Dienst und Hauswirtschaft. Allerdings ist hier das Ge· 
wicht - insbesondere der Hauswirtschaft - von un· 
tergeordneter Bedeutung, wenn auch bemerkenswert 
ist, daß d1e Landwirtschaft in 5 Jahren 900 Ausbil· 
dungsplätze mehr nachweist. 

Bei einem insgesamt steigenden Anteil der weiblichen 
Auszubildenden weist die Untergliederung nach dem 
Geschlecht in den einzelnen Ausbildungsbereichen 
deutliche Unterschiede auf. Ausnahmestellungen neh· 
men hier die Ausbildungsbereiche Hauswirtschaft und 

Weibliche Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 

Ausbildungsbereich 

Industrie und Handel 1 

Handwerk 
Landwirtschaft 

Öffentlicher D1enst 
Freie Berufe 
Hauswirtschaft 
Seeschlffahrt 

Insgesamt 

Jahresende 
1978 1983 

Ante1le in % 

49,2 49,7 
20,1 22.2 
19.2 25,4 

41 .6 50,2 
95.3 94,6 

100.0 99,5 
0.6 

38,8 40,6 

1) emschl Banken. VerSicherungen, Gast· und Verkehrsgewerbe 

Seeschiffahrt ein, die nahezu ausschließlich dem weib· 
IIchen bzw. männlichen Geschlecht vorbehalten s1nd. 
Im übrigen reichte Ende 1983 der Anteil der weib· 
Iichen Auszubildenden von 22% im Handwerk bis zu 
95% bei den freien Berufen Der hohe Anteil der 
weiblichen Auszubildenden im Ausbildungsbereich 
freie Berufe verwundert dann nicht mehr, wenn man 
weiß, daß hierzu die Arzt- und Zahnarzthelferinnen 
sowie die Rechtsanwalts· und Notargehilfinnen gehö­
ren. Auch bei den Fachgehilfen in steuer- und w1rt· 
schaftsberatenden Berufen sind die JUngen Frauen 
stark in der Überzahl. Sowohl in Industrie und Handel 
als auch im öffentlichen D1enst stnd d1e Geschlechter 
zu gleichen Teilen vertreten. Während d1es für lndu· 
strie und Handel in Schleswig-Holstein schon se1t län­
gerer Zeit gilt, hat sich der Anteil der weiblichen Aus­
zubildenden im öffentlichen D1enst in 5 Jahren von 
42 % dahin entwickelt. Dabei sollte nicht unerwähnt 
bleiben, daß in Industrie und Handel des gesamten 
Bundesgebietes Ende 1983 das Verhältnis der mann­
liehen zu den weiblichen Auszubildenden 58 zu 42 
betrug. Eine ähnlich positive Entwicklung wie beim 
öffentlichen Dienst gab es für die weiblichen Auszu· 
bildenden auch in der Landwirtschaft. Zwar lag der 
Anteil dort mit 25 % noch erheblich unter dem Durch­
schnitt von 41 %, er ist innerhalb von 5 Jahren aber 
immerhin um 6 Punkte gestiegen. 

Auszubildende 
konzentrieren sich auf wenige Berufe 

ln Schleswig-Holstein verteilten sich die 78 1 00 Aus­
zubildenden Ende 1983 auf rund 300 Ausbildungs­
berufe. Diese hohe Zahl von angestrebten Ausbildungs· 
berufen verwundert sicherlich, verliert aber an Gewicht, 
wenn erläuternd hinzugefügt wird, daß über ein Drit­
tel (35%) aller Auszubildenden sich Ende 1983 auf 
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Die Rangfolge d81' Auablldungaberufe Ende 1983 

Ausbildungsberuf 

Kraftfahrzeugmechaniker(in) 
Verkäufer(ln) 
Fnseur(in) 
Burokaufmann(·kffr) 

Elektro1nstallateur(in) 
Bankkaufmann( ·ktfr) 
Kaufmann (Kffr) im Groß· u. Außenhandel 
Maurer 

E1nzelhandclskaufmann( ·ktfr) 
Arzthelfer(in) 
Maschinenschlosser( in) 
Landw1rt(1n) 

Verkäufer(ln) 1m Nahrungsmittelhandwerk 
Gas· und Wassennstallateur(in) 
Maler(tn) und Lackterer(m) 
Rechtsanwalts- und Notargehllfe(in) 
nschler(tn) 

•> ln Klammern. Rangfolge nach Geschlecht 

Auszubildende 

insgesamt 

4 507 
3 713 
3 144 
2 882 

2 844 
2 299 
2 246 
2 000 

1 999 
1 997 
1 966 
1 892 

1 867 
1 854 
1 795 
1 778 
1 746 

nur 1 0 Ausbildungsberufe verteilte und über die Hälf­
te aller Auszubildenden nur 17 verschiedene Berufe 
anstrebte. Oie Konzentration auf wenige Berufe ist 
also betrachtlich. 

Unangefochtener Spttzenreiter unter den Ausbildungs­
berufen ist der Kfz -Mechaniker mit 4 507 Auszubil­
denden. Dieser Beruf gehört zu den sogenannten Män­
nerberufen, tn dte das weibliche Geschlecht mit 46 Aus­
zubildenden aber immerhin schon den Einstieg be­
gonnen hat. Bemerkenswert ist, daß die in der Rangfol­
ge nächsten drei Ausbildungsberufe überwiegend von 
jungen Frauen angestrebt werden. Spitzenreiter bei 
den weiblichen Auszubildenden ist der Ausbildungs­
beruf der Friseurin, dicht gefolgt von der Verkäuferin. 
Zur Verkäuferin ist ergänzend zu bemerken, daß da­
neben der Ausbildungsberuf der Verkäuferin im Nah­
rungsmittelhandwerk mit 1 849 weiblichen Auszubil­
denden ebenfalls häufig angestrebt wird. Würde man 
diese beiden Ausbildungsberufe addieren, dann erga­
be sich aus der Gesamtzahl 4 734 für die angehen­
den Verkäuferinnen eine noch stärkere Spitzenposi­
tion als es die der Kfz -Mechaniker fur die männlichen 
Auzubildenden ist. Besonders hoch ist der Anteil der 
Frauen bei den Fnseuren, aber auch die Bürokauffrau 
verdrängt den Bürokaufmann in eine kleine Minder­
heit. Ausgesprochene Domäne der Frauen unter den 
10 meistgewählten Ausbildungsberufen ist die Arzt­
helferin, hier können die 4 jungen Männer nur als Ein­
dnnglinge bezeichnet werden. Von den jungen Män-
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Im Ausbildungsberuf uberw1egendes Geschlecht 

Anzahl• 

4 461(1) 

2 829(2) 

1 4 16(9) 
1 997(3) 

1 91 1(4) 
1 813{6) 

1 837(5) 
1 589(8) 

1 655(7) 

männlich 

99 

99 

63 
100 

97 
96 

99 
89 

95 

we1blich 

Anzahl• 

2 885(2) 
3 020(1) 
2 528(3) 

1 366(7) 

1 134(8) 
1 993(4) 

1 849(5) 

1 744(6) 

78 
96 
88 

59 

57 
100 

99 

98 

nern smd nach dem Kfz-Mechaniker die Ausbildungs­
berufe des Elektroinstallateurs und des Maurers stark 
gefragt. Sie decken diese Berufe auch nahezu vollzählig 
ab Aber auch hier versuchen die jungen Frauen den 
Einstieg. Ähnlich beherrscht von den Männern sind die 
Ausbildungsberufe Gas- und Wassennstallateur, Ma­
schinenschlosser, Landwirt und Tischler. Dagegen er­
reicht bet den Malern und Lackierern der Frauenanteil 
bereits eine beachtliche Quote. Außer den in der Über­
sicht aufgeführten 17 am stärksten nachgefragten Be­
rufen werden mehr als 1 000 männliche Auszubilden­
de '1Ur noch beim Bäcker (1 208) und Zimmerer 
(1186) und mehr als 1 000 weibliche Auszubildende 
nur noch bei der Bürogehilfin (1 131) und bei der 
Fachgehilfin in steuer- und wirtschaftsberatenden Be­
rufen (1 055) gezählt. 

Noch überwiegt der 
Hauptschulabschluß bel den Auszubildenden 

Dem erreichten Schulabschluß kommt bei der anhal­
tend gespannten Arbeitsmarktlage eine besondere 
Bedeutung zu. Wie bereits eingangs erwähnt, dringen 
heute nicht nur die Schulentlassenen aus Haupt- und 
Realschulen verstärkt in die betriebliche Ausbildung, 
sondern auch zunehmend Jugendliche mit höherwer­
tigen Schulabschlüssen. Genauere Aufschlüsse dar­
über kann die Berufsbildungsstatistik mit ihrer Dar­
stellung der Auszubildenden nach der schulischen Vor-



Auszubildende Ende 1 ~83 nach Khuliacher Vorbildung 

Ausbildungsbereich Ohne 
Hauptschul­
abschluB1 

Haupt­
schul­

abschluß 

Realschul- Hochschul-/ Berufs­
oder gle1ch· Fachhoch- grundbll-

Berufsfach- Berufs-
schule befähigen-

Sonstige/ 
ohne 

Angabe 

Insgesamt 

wertlger schulreife3 dungs)ahr des Jahr 
Abschluß2 

Industrie und Handel• 333 11 656 12 996 2 727 442 3010 13 772 31 949 
HandwerkS 461 6 575 2 249 389 569 636 386 53 11 318 
Landwirtschaft 108 1 848 1 405 498 43 15 65 3 982 

Öffentlicher Dienst 3 363 1 762 195 331 101 197 2 952 
Hauswirtschaft 5 17 40 3 
Seeschiffehrt 7 75 59 29 

Zusammen 917 20 534 18 511 3 841 

1) e1nschl. Abgänger von Sonderschulen 
2) einschl Abganger von Fachoberschulen ohne Fachhochschulreife 
3) emschl Abganger von Hoch- und Fachhochschulen 
4) emschl. Banken, Versicherungen, Gast· und Verkehrsgewerbe 
5) Nur neu abgeschlossene Ausbildungsvertrage 

bildung geben. Darin ist jeder Auszubildende nur ein· 
mal aufgeführt, wobei er entweder nach dem zuletzt 
erreichten Abschluß oder nach der zuletzt besuchten 
Schule zugeordnet worden ist. Vom Ausbildungsbe­
reich Handwerk liegen nur für die neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge, also für 35 Ofo der Auszubilden· 
den dieses Bereichs, Ergebnisse vor Noch keine Aus· 
sagen können in dieser Statistik über die schulische 
Vorbildung der Auszubildenden in den freien Berufen 
gemacht werden. 

Gut zwei Fünftel, und damit die überwiegende Zahl 
der nachgewiesenen Auszubildenden am 31.12.1983, 
hatte einen Hauptschulabschluß. Weitere 2% sind 
Abgänger von Haupt- und Sonderschulen. Ähnlich 
hoch war mit 37 Ofo der Anteil der Auszubildenden 
mit Realschul· oder gleichwertigem Abschluß. Aber 
bereits jeweils fast 4 000 Auszubildende, zusammen 
150fo, hatten Hochschul· bzw. Fachhochschulreife oder 
kamen von der Berufsfachschule. Weitere 4% konnten 
auf ein Berufsgrundbildungsjahr oder ein berufsbe­
fähigendes Jahr verweisen. 

ln den einzelnen Ausbildungsbereichen stellt sich das 
Bild etwas differenzierter dar. So überwiegen bei ln· 
dustrie und Handelleicht die Auszubildenden mit Real· 
schul· oder vergleichbarem Abschluß, auf sie entfal· 
Jen 41%. Andererseits hat mehr als die Hälfte (62%) 
der Auszubildenden im Handwerk einen Hauptschul­
abschluß oder ist Abgänger von einer Haupt- oder 
Sonderschule. Wenn man dann berücksichtigt, daß in 
dieser Darstellung das Handwerk nur mit 35o/o seiner 
Auszubildenden dargestellt ist, ist der tatsächliche 
Anteil der Auszubildenden mit Hauptschulabschluß an 
den Auszubildenden insgesamt doch merklich höher 
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98 37 4 2 206 
170 

1 483 3 784 418 1 089 50 577 

zu veranschlagen. Die Unterschiede in der schulischen 
Vorbildung der Auszubildenden in diesen beiden Be­
reichen sind natürlich auf die zum Teil ganz anders­
artigen Berufe zurückzuführen. So stehen beispiels­
weise den Ausbildungsberufen des Friseurs, Maurers, 
Malers und Lackierers sowie Tischlers im Handwerk 
jene der verschiedenen Kaufmannsberufe in Industrie 
und Handel gegenüber. Einen Hauptschulabschluß hat 
ferner fast jeder zweite Auszubildende 1n der Land­
wirtschaft, aber nur jeder achte rm öffentlichen Dienst. 

26 000 bestanden Ihre Prüfung 

Am Ende der Ausbildung sind nach dem Berufsbil· 
dungsgesetz in den anerkannten Berufen Abschluß· 
prüfungen durchzuführen. Dabei wird festgestellt, ob 
der Auszubrldende über die in der Ausbildungsord· 
nung geforderten Fertigkeiten und Kenntnisse verfügt. 
Die Abschlußprufung kann zweimal wiederholt werden. 
wenn sie nicht bestanden wurde. 

Zur Abschlußprüfung ist zuzulassen, wer eine der Aus· 
bildungsordnung entsprechende Berufsausbildung be­
endet hat. Darüber hinaus können unter bestimmten 
Voraussetzungen auch Berufstätige ohne ordnungs· 
gemäße Berufsausbildung (z. B. Berufskraftfahrer) oder 
Personen, d1e in berufsbildenden Schulen oder sonsti· 
gen Einrichtungen ausgebildet worden sind, zur Ab· 
Schlußprüfung zugelassen werden. Auch diese sogen. 
"externen" Prüfungsteilnehmer smd in der Berufsbil· 
dungsstatistik erfaßt. Als Teilnehmer an Abschlußprü· 
fungen zählen auch Prüfungskandidaten, die als Wie· 
derholer keine Ausbildungsverlängerung beantragt ha· 
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Abschlu6prilfungen 1983 nach Ausbildungsbereichen 

Ausbtldungsbere•ch Manner Frauen Insgesamt 

lndustne und Handel 1 Anzahl 6 942 7 046 13 988 
Erfolgsquote 1n % 88 84 86 

Handwerk Anzahl 9 002 2 187 11 189 
Erfolgsquote 1n % 82 84 83 

Landwirtschaft Anwhl 1 110 456 1 566 
Erfolgsquote m % 93 96 94 

Öffentlicher Dtenst Anzahl 438 427 865 
Erfolgsquote in % 94 98 96 

Fre1e Berufe Anzahl 119 2 456 2 575 
Erfolgsquote in % 95 91 91 

Hauswirtschaft Anzahl 219 219 
Erfolgsquote in % 98 98 

Seesch1ffahrt Anzahl 102 102 
Erfolgsquote m % 60 60 

Zusammen Anzahl 17 713 12 791 30 504 
Erfolgsquote ln % 86 87 88 

1) einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe 

ben und sich demnach ohne Ausbildungsvertrag einer 
erneuten Abschlußprüfung unterziehen. 

Im Jahre 1983 nahmen 30 504 Auszubildende an Ab­
schlußprüfungen teil. Der Anteil der weiblichen Teil­
nehmer entspricht mit 42% nahezu dem Anteil der 
weiblichen Auszubildenden an der Gesamtzahl, so 
daß die Teilnahme der beiden Geschlechter an den 
Prüfungen relativ gleich stark war. 26 276 Teilnehmer 
bestanden ihre Prüfung. Nicht erfolgreich waren also 
4 228 oder 14%, wobei die Frauen geringfügig bes­
ser abschnitten als die Männer. 

Besonders hohe Erfolgsquoten verzeichneten die 
Hauswirtschaft und der öffentliche Dienst, aber auch 
das Ergebnis in der Landwirtschaft kann noch als po­
sitiv bewertet werden. Dagegen waren bei den freien 
Berufen 9% der Teilnehmer nicht erfolgreich. Am 
schlechtesten ist das Ergebnis in der Seeschiffahrt, 
wo jeder fünfte nicht bestand. Aber auch die Erfolgs­
quoten der beiden größten Ausbildungsbereiche 
Handwerk sowie Industrie und Handel mit 83% bzw. 
86% fallen ungünstig aus. 

Peter Möller 

Vergleiche auch: .Schüler. Auszubildende und Studierende 
1983184 • m Wirtschaft und StatiStik, Heft 1211984, S 1021. 

Einkommensteuerbeteiligung der Gemeinden ab 1985 

Ab 1985 gelten neue Schlüsselzahlen für die Auf­
teilung des Gemeindeanteils an der Einkommen­
steuer. Eine entsprechende Verordnung des Bundes­
ministers der Finanzen 1 bestimmt die Bundesstati­
stiken über die veranlagte Einkommensteuer und über 
die Lohnsteuer für das Jahr 1980 als Basis der neuen 
Schlüsselzahlen, die für die Jahre 1985 bis 1987 
zur Verteilung des kassenmäßigen Einkommensteuer­
anteils auf die Gemeinden gültig sein werden. Die 
Statistischen Landesämter führten die notwendigen 
Berechnungen der gemeindlichen Anteilswerte auf der 
neuen statistischen Basis im Jahre 1984 durch. 

Die Umstellung auf neue Schlüsselzahlen gibt den 
Anlaß, einmal ausführlicher auf den Verteilungs­
mechanismus und auf die Auswirkungen der geän-

1) Verordnung uber d1e Ermittlung der Schlüsselzahlen fi.Jr die 
Aufteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer rur 
d1e Jahre 1985. 1986 und 1987 vom 15. November 1984 
(BGBI I, S. 1370) 
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derten statistischen Basis für die schleswig-holstei· 
nischen Gemeinden einzugehen. Eine Schlüsselzahl­
umstellung verändert nämlich viele gemeindliche 
Anteilswerte erheblich. Dies kann dann gravierende 
Auswirkungen für die finanzielle Situation der kommu­
nalen Haushalte haben, denn die Einkommensteuer 
ist die wichtigste Steuerquelle der Gemeinden (siehe 
Grafik). Zu- oder Abnahmen der Schlüsselzahlen von 
mehr als 50% sind durchaus möglich, wobei die 
Ursachen hierfür den betroffenen Gemeinden häufig 
nicht vollständig ersichtlich werden. Bei einer Um­
stellung auf eine neue statistische Basis sind in der 
Regel alle Gemeinden von einer Veränderung ihrer 
Schlüsselzahl betroffen; es ist schon eher außerge­
wöhnlich, daß eine Gemeinde ihren alten Anteilswert 
behält. Unter welchen Bedingungen und mit welchen 
Faktoren Veränderungen stattfinden können, soll im 
folgenden allgemein und anhand der Bezugsstatistiken 
der neuen und der alten Schlüsselzahlen beschrieben 
werden. 
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Anteile der Steuereinnahmequellen der 
schleswlg-holsteinischen Gemeinden 

- Kassenangaben -

1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 BO 81 82 83 

Gesetzliche Grundlagen 

Den Gemeinden steht seit der Gemeindefinanzreform 
1969 2 e1n Anteil an der Einkommensteuer zu (Art. 106 
Abs. 5 Grundgesetz). Dieser Anteil ist von den 
Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der 
Einkommensteuerleistungen der Gemeindeeinwohner 
weiterzuleiten (Leistungskomponente). Näheres über 
die Höhe des Gemeindeanteils sowie über den Ver­
teilungsmodus regelt das Inzwischen mehrfach geän­
derte Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. September 
1969 (BGBI. I, S. 1587). Demnach betrug der Ge­
meindeanteil bis 1979 14% des Aufkommens an 
Lohnsteuer und veranlagter Einkommensteuer 
(§ 1 Gemetndefinanzreformgesetz). Er wurde mit dem 
Steueränderungsgesetz vom 30. November 1978 
(BGBI. I, S. 1849) auf 15 OJo ab 1980 erhöht. 

Der Gemeindeanteil wird für jedes Bundesland nach 
den Steuerbeträgen bemessen, die von den Finanz­
behörden im Lande vereinnahmt werden, also nach 

2) Uber die Gemeindefinanzreform wurde in Heft 1 2/1 968 und 
Heft 1/1969 dieser Zeitschrift berichtet 

dem kassenmäßigen Aufkommen. Zu berücksichtigen 
sind dabei auch Steuerbeträge, die den Ländern auf­
grund der Steuerzertagung nach Art. 1 07 Abs. 1 Grund­
gesetz zustehen. § 1 des Zertagungsgesetzes führt 
die grundgesetzliche Bestimmung dahingehend näher 
aus, daß der Anspruch auf die Einkommensteuer für 
ein Kalenderjahr unmittelbar dem Lande zusteht, in 
dem der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz hat. ln den 
Fällen, in denen Lohnsteuerbeträge von Rnanzbe­
hörden in einem anderen als dem Wohnsitzland des 
Steuerpflichtigen vereinnahmt werden. finden Aus­
gleichszahlungen vom Einnahmeland an das Wohnsitz­
land statt, und diese Beträge werden für den Ge­
meindeanteil mit berücksichtigt. Für viele schleswig­
holsteinische Gemeinden sind sie aufgrund der Rand­
lage zu Harnburg von besonderer Bedeutung. Bei den 
Zertegungsfällen handelt es sich nämlich in erster 
Unie um Berufspendler, hier insbesondere nach 
Hamburg. Weitere Fälle der Zerlegung sind Arbeit­
nehmer überregional tätiger Unternehmen, für die bei 
zentraler Lohnabrechnung außerhalb des Landes auch 
dort die Lohnsteuer abgeführt w1rd. 

Wie der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
auf die Gemeinden eines Landes aufgeteilt wird, ergibt 
sich aus § 2 des Gemeindefinanzreformgesetzes. Für 
jede Gemeinde wird auf der Grundlage der dreijähr­
lichen Bundesstatistiken über die Lohnsteuer und 
die veranlagte Einkommensteuer3 eine Schlüsselzahl 
errechnet, die dem Anteil der Gemeinde am stati­
stischen Steueraufkommen aller Gemeinden des 
Landes entspricht. Die Summe aller Schlüsselzahlen 
eines Landes ergibt den Wert ., 1". Das statistische 

Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 
auf die einzelnen Gemeinden 

Gemeinde­
einkommen­
steuerder 
GerneindeX 

Einkommensteueraufkommen 
der Gemeinde X 

laut Statistik 

Einkommensteuerauf kommen 
des Landes 

laut Statistik 

Schlüsselzahl 

kassenmäßiger 
Gemeindeanteil 
an der 
Einkommen­
steuer 
des Landes 

3) § 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 6. Dezember 
1966 (BGBI. I, S. 665), zuletzt geändert durch 1. Statistik­
bereinigungsgesetz vom 14. März 1980, M . 22 (BGBI. I, 
S. 294) 
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Steueraufkommen ist den Gemeinden nach dem 
Wohnort der Steuerpflichtigen zugerechnet, so daß 
die Zerlegung bereits berücksichtigt ist. Die Gemeinde­
einkommensteuer einer einzelnen Gemeinde ergibt 
sich dann als Produkt aus ihrer Schlüsselzahl und 
dem kassenmäßigen Gemeindeanteil an der Ein­
kommensteuer des Landes 

An dieser Stelle ist der Unterschied zwischen "kassen­
mäßig" und "statistisch" hervorzuheben, weil das für 
die Schlüsselzahlberechnung ermittelte Steuerauf­
kommen im Erhebungsjahr der Statistik von den Ein­
nahmen der Finanzkassen desselben Jahres unter 
anderem aus folgenden Grlinden abwetcht: 

pauschalierte Lohnsteuerbeträge - bei bestimm­
ten niedrigen Bruttolöhnen können Arbeitnehmer 
ihren Lohn "lohnsteuerfrei" ausbezahlt bekom­
men - werden von der Lohnsteuerstatistik nrcht 
erlaßt. sind aber im Aufkommen der Kassen ent­
halten; 

Steuerbeträge beschränkt Steuerpflichtiger (ohne 
inländischen Wohnsitz) sind ebenso nicht im 
Steueraufkommen für die Berechnung der Schlüs­
selzahlen, wohl aber im kassenmäßigen Aufkom­
men enthalten; 

das kassenmäßige muß vom statistischen Auf­
kommen eines Erhebungsjahres abweichen, da die 
Kassen auch Steuerbeträge aus Vorjahren erhal­
ten : Vom Arbeitgeber einbehaltene Lohnsteuer­
beträge gehen zeitlich verschoben bei den Kassen 
ein. Außerdem werden von den Kasseneinnahmen 
eines Jahres Erstattungsbeträge abgezogen (z. B. 
Lohnsteuerjahresausgleich), die sich auf Vorjahre 
beziehen. Bei der veranlagten Einkommensteuer 
erhalten die Finanzkassen Vorauszahlungen, deren 
Höhe sich nach der letzten vorangegangenen 
Veranlagung (meistens Vorjahr) bemißt. Die Lohn­
und Einkommensteuerstatistik weist dagegen 
Steuerbeträge für das Erhebungsjahr nach, die auf 
Einklinfte und Einkommen nur des betreffenden 
Jahres entfallen sind. 

Ist bis hierher allgemein von den "Einkommensteuer­
beträgen" gesprochen worden, die der Berechnung 
des Schlüssels zugrunde gelegt werden, so ist für das 
Wettere eine bedeutende Einschränkung insofern zu 
machen, daß nicht das gesamte Einkommensteuer­
aufkommen Grundlage der Schlussetzahlen ist, 
sondern daß Steuerbeträge nur bis zu bestimmten 
Höchstbeträgen (Sockelbeträge) des einzelnen zu 
versteuernden Einkommens (§ 3 Gemeindefinanz­
reformgesetz) zu berücksichtigen sind. Steuerpflich-
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tige, deren zu versteuerndes Einkommen über den 
gesetzlich festgelegten Sockelbeträgen liegt, gehen 

nur mit einem Steuerbetrag in dte Berechnung der 
Schlüsselzahlen ein, der auf den Sockelbetrag des 
zu versteuernden Einkommens zu entrichten wäre. 
Steuerpflichtige, deren Einkommen unterhalb des 
Sockels liegt oder ihn gerade erreicht, gehen mit 
dem vollen Steuerbetrag ein. 

Mit dieser Bestimmung enthält das Gemeindefinanz­
reformgesetz neben der erwähnten Leistungskompo­
nente - Verteilung des Gemeindeanteils nach dem 
örtlichen Steueraufkommen - eine Ausgleichskompo­
nente, die bewirkt, daß die finanzielle Situation der 
in der Struktur ihrer Steuerpflichtigen schwachen 
Gemeinden gegenüber den strukturstarken verbes­
sert wird. Die Leistungskomponente wird also durch 
die Ausgleichskomponente relativiert. Gegenüber einer 
Anrechnung des gesamten Steueraufkommens sind 
die Anteile der Gemernden, in denen Liberdurch­
schnittlich viele Bezieher niedriger Einkommen 
wohnen. durch die Berücksichtigung von Hbchst­
beträgen vergleichsweise höher, die Anteile der 
Gemeinden mit einer Konzentration hoher und höch­
ster Einkommen fallen entsprechend geringer aus. 
Die Tabelle veranschaulicht die Wirkung der Höchst­
beträge am Beispiel der Schlüsselzahlen der kreis­
freien Städte und Kreise. Kiel zum Setspiel profitiert 
vom Höchstbetrag am stärksten. Hier lag auch das 
durchschnittliche Steueraufkommen je Steuerpflich­
tigen mit 6 406 DM deutlich unter dem landes­
durchschnitt. Am nachteiligsten ist die Sockelwirkung 
für die Gemeinden im Kreis Stormarn, wo das durch­
schnittliche Aufkommen um 37,5% über dem Landes­
durchschnitt lag. Daß aber ebenso die Einkommens­
struktur der Steuerpflichtigen m1t von Bedeutung ist, 
zeigt das Beispiel Aensburg: Hier führt der Höchst­
betrag zu einer Minderung, obwohl der Steuerbetrag 
je Steuerpflichtigen um 3,9 % geringer war als im 
Durchschnitt des Landes. 

Das Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. September 
1969 sah zunächst Höchstbeträge des zu versteuern­
den Einkommens von 8 000 DM und im Falle zusam­
men veranlagter Ehegatten von 16 000 DM vor. Diese 
Beträge fanden für die in den Jahren 1970 und 
1971 geltenden Schlüsselzahlen Anwendung 4• 

Der Schlüssel zur Verteilung des Gemeindeanteils ist 
seit 1970/1971 fünfmal um- und auf eine neue 

4) Verordnung über dte Ermittlung der Schlusselzahlen fi.Jr die 
Auftetlung des Gemerndeanteils an der Einkommensteuer 
ab 1970 vom 26. November 1969 (BGBI. I. S. 2149) 



Landeshaushalt 1985 
9 295 Millionen DM 

Einnahmen 

Steuern 
5758 

Verwaltungseinnahmen, 
Einnahmen aus Schuldendienst 

498 

Zuwendungen für laufende Zwecke 
1715 

Zuwendungen für Investitionen 
251 

nach der Art 

Ausgaben· 
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•) ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am kreditmml. 
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Wissenschaft, Forschung 
und kulturelle Angelegenheiten 

Soziale Sicherung, 
soziale Kriegsfolgeaufgaben, 
Wiedergutmachung 



Verinden1n9 der Schtilaelzahlen durch Elerilcblchtlgung von Hlk:hstbetrlgen 

KREISFREIE STADT Schlussclzahlcn 1 auf BaSIS der Lohn· Wegen der 
und Einkommensteuerstatistik 1980 Hochstbeträge 

Kre1s niCht 
ohne bet D1fferenz angerechnete 

Höchstbeträge Hochstbetragen Steuer 
32 000/64 000 DM in % der Lohn-
zu versteuerndes und Einkommensteuer 

Einkommen 1nsgesamt 

FLENSBURG 0,0357 0,0341 - 0,0016 32,95 
KIEL 0,0891 0,0984 + 0,0093 22.43 
LÜBECK 0,0797 0,0817 + 0,0020 28,01 
NEUMÜNSTER 0,0281 0,0298 + 0,0017 25,45 

Dithmarschen 0,0365 0,0390 + 0,0025 24,94 
Hzgt Lauenburg 0,0673 0,0621 - 0,0052 35,20 
Nordfnesland 0,0440 0,0448 + 0,0008 28,58 
Ostholstein 0,0585 0,0610 + 0,0025 26,78 

Pion 0,0409 0,0429 + 0.0020 26,42 
P1nneberg 0,1370 0,1307 - 0,0063 33,01 

Rendsburg-Eckernforde 0,0861 0,0866 + 0,0005 29,39 
Schleswig .flcnsburg 0,0492 0,0524 + 0,0031 25,33 

Segebcrg 0.0982 0,0937 - 0.0045 33,00 
Stemburg 0,0418 0,0451 + 0.0033 24.28 
Stormarn 0,1079 0,0976 - 0,0103 36,52 

Schleswig·Holsteln 1,0000 1,0000 + 0,0000 29,80 

1) Die Schh.isselzahlen werden mit 8 Stellen nach dem Komma berechnet. Zur besseren Übersicht wurden ste m dieser Tabelle gerundet 

statistische Basis gestellt worden (siehe Übersicht). 
Bei drei Umstellungen wurde eine Anpassung der 

Anwendung des Schlüssels für die Aufteilung 
du Gemeindeanteils an der Bnkommensteuer 

Anwendungsjahr 
des Schlusseis 

1970 
1971 

1972 
1973 
1974 

1975 
1976 
1977 
1978 

1979 
1980 
1981 

1982 
1983 
1984 

1985 
1986 
1987 

BezugsJahr 
der Statistik 

1965 

1968 

1971 

1974 

1977 

1980 

Gesetzliche 
Höchstbeträge 
(Sockelbeträge) 

.. DM 
zu versteuerndes 

E1nkommen 

8 000/16 000 

16 000/32 000 

25 000/50 000 

32 000/84 000 
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Sockelbeträge an die Einkommensentwicklung als not­
wendig erachtet. das he1Bt, sie wurden durch Ände­
rung des Gemeindefinanzreformgesetzes entspre­
chend erhöht. 

Die Schlüsselzahlen gelten dann in der Regel drei 
Jahre entsprechend dem Erhebungsrhythmus der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistiken. Weil die 
Daten allerdings erst spät verfügbar sind, gelten die 
neuen Zahlen erst ab dem fUnften Jahr nach dem 
statistischen Erhebungsjahr. Die Bearbeitung der 
Lohnsteuerjahresausgleiche und Einkommensteuer­
veranlagungen kann durch die Finanzverwaltungen erst 
1m zweiten Jahr nach dem Erhebungsjahr abge­
schlossen werden. Die daran anschließende umfang­
reiche statistische Aufbereitung des entstandenen 
Datenmaterials einschließlich der Lohnsteuerzerlegung 
ist in der Regel erst im v1erten Jahr nach dem Bezugs­
jahr beendet. Änderungen im Einkommensteuerauf­
kommen einer Gemeinde können sich deshalb erst 
sehr spät auf den ihr zustehenden Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer auswirken. 

Neue Schlüsselzahlen ab 1985 

Die Erläuterung der rechtlichen Grundlagen hat auf­
gezeigt, wodurch sich die Ansprüche der einzelnen 

Sial Monatlh S·H 3111185 



Gemeinden auf den Gemeindeanteil an der Einkom­
mensteuer verändern können: 

Umstellung auf eine neue statistische Basis, in der 
sich die Entwicklung des Einkommensteuerauf­
kommens der Gemeinden der zurückliegenden 
drei Jahre niederschlägt, 

Umstellung der Sockelbeträge aufgrund einer not­
wendigen Anpassung an die allgemeine Einkom­
mensentwicklung. 

Betrachten wir das Problem sich ändernder Schlüssel­
zahlen zunächst ganz allgemein, so verhält sich die 
neue Schlüsselzahl einer Gemeinde zur alten nach 
folgender ldentitat5: 

S 1 neu -
E 1 neu 

E 1 
alt 

regionalspezifischer 
Faktor 

E alt 

E neu 

allgemeiner 
Faktor 

S 1 alt 

Änderungsfaktor der Schlüsselzahl 

Dabei ist : 

S 1 alt (neu) die alte (neue) Schlüsselzahl der regionalen 
Einheit. z. B. Gemeinde, 

E 1 alt (neu) das alte (neue) anrechenbare Einkommen­
steuer-Aufkommen der regionalen Einheit, 

E alt (neu) das alte (neue) anrechenbare Einkommen­
steuer-Aufkommen aller regionalen Ein­
heiten des Landes. 

Allgemein ergeben sich dann folgende Bedingungen 
für die Fälle, daß die neue Schlüsselzahl gleich, größer 
oder kleiner als die alte sein soll: 

s' neu S 1 alt, 
E 1 neu E alt 

1) - wenn ---
E 1 alt E neu 

E 1 
neu E neu 

bzw. -----
E 1 alt E alt 

5) Vergleiche: Bayensches Landesamt für Stat1stik und Daten· 
verarbe1tung: Einkommensteuerbeteiligung der bayenschen 
Geme1nden seit 1970 
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2) S 1 neu ) S 1 alt, wenn 

bzw. 

3) S 1 neu < S 1 alt, wenn 

bzw. 

E 1 neu E alt > -- 1 
E 1 alt E neu 

E 1 neu E neu ->-
E 1 alt E alt 

E 1 neu 

E 1 alt 

E alt -< 
E neu 

E1 neu E neu --<-e alt E alt 

Eine Gemeinde kann ihre Schlüsselzahl also nur dann 
halten, wenn sich 1hr anzurechnendes Steuerauf­
kommen in gleichem Maße verandert wie das Auf­
kommen aller Gernemden (Fall 1 ). D1e neue Schlüssel­
zahl ist großer als die alte, wenn die Veränderungs­
rate des gemeindlichen Steueraufkommens größer ist 
als die allgemeine Veränderungsrate (Fall 2). S1e ist 
kleiner als die alte, wenn die gemeindliche Verände· 
rungsrate kleiner ist als die allgemeine (Fall 3). 

Es ist offenkundig, daß die Veranderung der Schlüssel· 
zahl einer Gemeinde eben nicht nur - wie vielfach 
angenommen wird - von der Entwicklung des eigenen 
Steueraufkommens abhängt, sondern immer auch von 
der allgemeinen Entwicklung. Der Änderungsfaktor 
der Schillsseizahl läßt sich dementsprechend in 
etnen regionalspezifischen und in einen allgemeinen 
Faktor zerlegen. 

Bei der Analyse neu festgesetzter Schlüsselzahlen sind 
also immer zwei Fragen zu stellen: 

Wte hat sich das anrechenbare Steueraufkommen 
der Gemeinde verändert? 

Wie hat sich das Steueraufkommen aller Ge­
meinden verandert? 

Die aktuelle Umstellung auf die Schlüsselzahlen ab 
1985 brachte eine Steigerung des anzurechnenden 
Steueraufkommens aller Gemeinden von 3,324 Mrd. 
DM auf 3,834 Mrd. DM (15,35 %). Eine einzelne 
Gemeinde mußte also denselben relativen Zuwachs 
ihres anrechenbaren Steueraufkommens aufweisen. 
um ihren Anspruch auf den Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer in gleicher Höhe zu halten. Für eine 
Gemeinde ohne jede Veränderung im Aufkommen 
mußte der allgemeinen Entwicklung zufolge eine Ver· 
minderungder Schlüsselzahl um 13,31 %eintreten. 



Gedanklich läßt sich die Umstellung auf die neuen 
Schlüsselzahlen in zwei Schritte zerlegen: 

1. Wechsel der statistischen Basis (bei gleichbleiben­
den Sockelbeträgen) von 1977 auf 1980, 

2. Anhebung der Sockelbeträge von 25 000/50 000 
DM auf 32 000/64 000 DM. 

Bei gleichbleibenden Sockelbeträgen wirkt sich der 
Wechsel der statistischen Basis überwiegend über die 
gesamte Änderung des Steueraufkommens auf die 
Schlüsselzahlen aus, weshalb wir hier von einem 
Steueraufkommenseffekt der Umstellung sprechen 
können. Die Anhebung der Sockelbeträge bewirkt 
dagegen Veränderungen der Schlüsselzahlen aus­
schließlich aufgrund der Struktur der Steuerpflichtigen, 
wir sprechen vom Sockeleffekt Seide Effekte haben 
wiederum ihre regionalspezifische und ihre allgemeine 
Komponente, entsprechend wirken sich auf die 
Schlüsselzahlen Aufkommens- und Sockelfaktoren 
aus. 

Die Berücksichtigung von Sockel- und Aufkommens­
effekt erweitert die eingangs dargestellte Identität 
auf folgende Form: 

( 

r Ha r Hn ) ( Ha Ha ) r E neu E neu E alt E neu r 
S neu- --·-- • --·-- ·S alt 

Ha Ha Ha Hn 
Er alt Er neu E neu E neu 

regional­
spezifischer 

Aufkommens­
faktor 

regional­
spezifischer 

Sockel­
faktor 

allgemeiner 
Aufkommens­

faktor 

allgemeiner 
Sockel­
faktor 

regionalspezifischer Faktor allgemeiner Faktor 

Änderungsfaktor der Schlüsselzahl 

Dabei bezeichnet 

Ha die alten Höchstbeträge 

Hn die neuen Höchstbeträge. 

Bei Umstellung der Gleichung und Sortierung nach 
Aufkommens- und Sockelfaktoren ergibt das Produkt 
aus regionalspezifischem und allgemeinem Auf-
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kommensfaktor den gesamten Aufkommensfaktor, das 
Produkt aus regionalspezifischem und allgemeinem 
Sockelfaktor den gesamten Sockelfaktor. 

Die Umstellung der Schlüsselzahlen ohne Berücksich­
tigung neuer Höchstbeträge hätte nach der Lohn­
und Einkommensteuerstatistik 1980 ein anzurech­
nendes Steueraufkommen aller Gemeinden von 
3,412 Mrd. DM ergeben. Gegenüber der alten 
statistischen Basis ist dies ein Zuwachs von 2,66 %. 
Eine Gemeinde mit unverändertem Steueraufkommen 
hätte aufgrund des allgemeinen Aufkommensfaktors 
(0,97 41) eine Verminderung ihrer Schlüsselzahl von 
2,59 % erfahren. 

Die gleichzeitige Anhebung der Höchstbeträge auf 
32 000/64 000 DM erbrachte eine zusätzliche Er­
höhung des anzurechnenden Steueraufkommens von 
3,412 Mrd. DM auf 3,834 Mrd. DM (12,37 %). Eine 
(theoretische) Gemeinde, deren Steuerpflichtige im zu 
versteuernden Einkommen auch 1980 noch unterhalb 
der alten Höchstbetragsgrenzen lagen, hätte durch 
die Anhebung des Sockels keine zusätzlichen Steuer­
beträge verbuchen können. Aufgrund des allgemeinen 
Sockelfaktors (0,8900) wäre ihre Schlüsselzahl um 
11,00 % gesunken. 

Werden die regionalspezifischen Faktoren mit den 
allgemeinen Faktoren multipliziert, ergeben sich die 
Änderungsfaktoren für die Schlüsselzahlen. Der 
gesamte Änderungsfaktor entspricht dem Produkt aus 
Aufkommens- und Sockelfaktor. 

Die stärkste Verminderung ihrer Schlüsselzahlen haben 
die kreisfreien Städte erfahren, und zwar mit Gesamt­
faktoren zwischen 0,94 und 0,92. Dies entspricht 
prozentualen Abnahmen von 6 bis 8 %. Dagegen ver­
zeichnen bestimmte Kreise, vor allem die Kreise im 
Hamburger Umland, aber auch die Nachbarkreise 
der Landeshauptstadt Kiel, zum Teil erhebliche Zu­
wächse der gemeindlichen Schlüsselzahlen. Nament­
li~h sind dies die Gemeinden der Kreise Hzgt. Lauen­
burg, Pinneberg, Stormarn, Sageberg sowte Rands­
burg-Eckernförde und Plön. Zu beachten ist, daß die 
errechneten Faktoren Durchschnittswerte für alle 
Gemeinden eines Kreises sind. Die Faktoren einzelner 
Gemeinden können sehr viel kleiner oder größer als 
die Durchschnittswerte der Kreise sein. 

Daß die Schlüsselzahlen bei den kreisfreien Städten 
abnahmen, ist zu einem großen Teil aufkommens­
bedingt. Die beim Aufkommenseffekt wirkende Ände­
rung der Zahl der Steuerpflichtigen zeigt für die kreis­
freien Städte Verluste, bei den Kreisen, mit Ausnahme 
von Dithmarschen und Ostholstein, dagegen Zuwächse 

Stat Monatsh S·H 3/1985 



Faktoren für die Schlüsselzahlen ab 1985 nach Kreisen 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLENSBURG 
KIEL 
LUBECK 
NEUMÜNSTER 

Dithmarschen 
Hzgt. Lauenburg 
Nordlnesland 
Ostholstein 

Pinneberg 
Pion 
Rendsburg· 
Eckernförde 

SchiCSWig· 
Flansburg 

Segeberg 
Stetnburg 
Stormarn 

Schleswig·Holsteln 

FLENSBURG 
KIEL 
LUBECK 
NEUMUNSTER 

Dithmarschen 
Hzgt Lauenburg 
Nordfnesland 
Ostholstein 

Pinneberg 
Pion 
Rendsburg· 
Eckernförde 

Schleswtg· 
Rensburg 

Segeberg 
Stetnburg 
Stormarn 

I 
Steuer· 

auf· 
kommens· 

faktor' 

Sockel· 
faktor 2 

Produkt 
Sp 1 X 

Sp. 2 

regtonalspeztftsche Faktoren 

0,9776 
0,9745 
0.9624 
0,9893 

1,0348 
1,0600 
1,0064 
1,0012 

1,0293 
1,0566 

1,0509 

1,0424 

1,0639 
1,0518 
1,0878 

0,9741 

1,1058 
1,1103 
1,1027 
1,0953 

1,1008 
1,1254 
1,1016 
1,1077 

1,1598 
1,1155 

1,1107 

1.0910 

1,1490 
1,1072 
1,1713 

allgemeine Fakoren 

0,8900 

1,0810 
1,0819 
1,0612 
1,0836 

1,1391 
1,1929 
1,1086 
1,1091 

1,1938 
1,1786 

1,1673 

1,1373 

1,2224 
1,1645 
1,2742 

0,8669 

Anderungsfaktoren 
(regtonalspeziflscher · allgemeiner Faktor) 

0,9523 
0,9493 
0.9375 
0,9637 

1,0080 
1,0325 
0,9803 
0,9753 

1,0026 
1,0292 

1,0237 

1,0154 

1,0363 
1,0246 
1,0596 

0,9842 
0,9882 
0,9814 
0,9748 

0,9797 
1,0016 
0,9804 
0,9859 

1,0322 
0,9928 

0.9885 

0,9710 

1,0226 
0.9854 
1.0425 

0.9372 
0,9381 
0,9201 
0,9394 

0.9875 
1,0342 
0,9611 
0.9615 

1,0349 
1,0218 

1,0120 

0,9859 

1,0597 
1,0096 
1,1046 

1) Wechsel der statistischen Basis bei gletchbletbenden Hochs!· 
betragen von 1977 auf 1980 

2) Anhebung der Hochsibotrage von 25 000150 000 DM auf 
32 000/64 000 DM 

(siehe Grafik). Die schon lange beobachtete Stadt­
Umland-Wanderung hat sich mit dem Wechsel der 
statistischen Basis erneut bemerkbar gemacht. So 
dürften wohl die Hamburg·Randkre1se insbesondere 
von der Umland-Wanderung der Hamburger Einwohner 
profitiert haben. 
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Auswirkungen der Lohn- und Bnkommensteuerstatlstik 1980 
auf den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer nach Kreisen 
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Bei der Veränderung je Steuerpflichtigen, d. h. bei dem 
um die Entwicklung der Zahl der Steuerpflichtigen 
bereinigten Aufkommenseffekt, schneiden die kreis­
freien Städte, mit der Ausnahme Neumünster, aber 
ebenfalls unterdurchschnittlich ab. Für einen unter­
durchschnittlichen Netto-Aufkommenseffekt bieten 
sich zwei Erklärungsmöglichkeiten an, die aber durch­
aus auch gleichzeitig zutreffen können: 

1. Eine Region ist hinter der allgemeinen Einkommens­
entwicklung und entsprechend hinter der allge­
meinen Entwicklung des Steueraufkommens zurück­
geblieben. Dies trifft z. B. für die Kreise Nordfries­
land, Ostholstein und Schleswig-Fiensburg zu, in 
denen das Steueraufkommen insgesamt je Steuer­
belasteten mit 8,43 Ofo, 6,78% und 7,07% nicht 
so stark gestiegen ist wie im Landesdurchschnitt 
(11,93 %). 

2. Bei günstiger Einkommensstruktur6 der Steuer­
pflichtigen - zu versteuernde Einkommen in der 
Nähe oder über den Höchstbeträgen haben einen 
starken Anteil - und bei einer positiven allge­
meinen Einkommensentwicklung fällt überdurch­
schnittlich viel Einkommenszuwachs der Abschnei­
defunktion der Sockelbeträge zum Opfer. Dies 
könnte sich bei den Kreisen Segeberg und Pinne­
berg ausgewirkt haben. 

Ein überdurchschnittliches Abschneiden beim Netto­
Aufkommenseffekt kann dadurch zustande kommen, 
daß die allgemeine Einkommensentwicklung über­
troffen wird. Liegen zudem überdurchschnittlich viele 
Einkommen unterhalb des Sockels - ungünstige Ein­
kommensstruktur -, kann auch die Entwicklung des 
anzurechnenden Einkommens überdurchschnittlich 
sein, weil die Abschneidefunktion der Sockelbeträge 
nicht voll wirksam wird. Als Beispiele hierfür könnten 
die Kreise Dithmarschen, Hzgt. Lauenburg, 'Piön. 
Rendsburg-Eckernförde. Steinburg und Stormarn 
gelten. 

Genauere Aussagen über die nun tatsächlich in den 
Regionen vorliegenden Verhältnisse lassen sich jedoch 
nur über eine Analyse der regionalen Einkommens­
verteilungen machen. wobei auch untersuchanswert 
wäre, inwieweit Zu- oder Abnahmen in der Zahl der 
Steuerpflichtigen zu strukturellen Veränderungen 
geführt haben. Für das Ausmaß der Veränderung der 
anzurechnenden Einkommensteuer beim Aufkom­
menseffekt ist es schon entscheidend, ob zusätzliche 
oder verlorene Steuerpflichtige hohe oder geringe 

6) ,.Günstig" ist hier und 1m folgenden n1cht im Sinne e1ner 
politisch wünschenswerten Einkommensverteilung gemeint 

-S2-

Einkommen aufweisen. Gerade die Stadt-umland­
Wanderung, die ja vermutlich eher von Beziehern 
starker Einkommen vollzogen wurde, hat in diesem 
Sinne wahrscheinlich zu regionalen Umschichtungen 
erheblichen Ausmaßes geführt. 

Das Produkt aus der Veränderungsrate der Steuer­
pflichtigen und der des anzurechnenden Steuer­
aufkommens beim Netto-Aufkommenseffekt ergibt die 
Veränderungsrate beim Aufkommenseffekt (brutto). 
Werte über dem Landesergebnis zeigen an, daß der 
Aufkommenseffekt die Schlüsselzahl erhöht, Werte 
unter dem Landesdurchschnitt bedeuten eine Ab­
nahme. 

Gibt es für die durch den Aufkommenseffekt verur­
sachten Veränderungen mehrere Interpretations­
möglichkeiten, so ist die Wirkung des Sockeleffekts 
genau eingrenzbar. Zunahmen im anzurechnenden 
Steueraufkommen bei Anhebung der Höchstbeträge 
werden ausschließlich durch die Einkommensstruktur 
der Steuerpflichtigen bestimmt. Regionen mit günstiger 
Struktur verzeichnen größere Zuwächse als Regionen 
mit ungünstiger Struktur. Als Regionen mit einer 
günstigen Einkommensstruktur ihrer Steuerpflichtigen 
ergeben sich die schon erwähnten Hamburg-Rand­
kreise (siehe Grafik). Dieses Ergebnis unterstützt 
auch die vorangegangenen Erläuterungen zum Auf­
kommenseffekt. Die ungünstigste Einkommensstruktur 
weist offensichtlich der Kreis Schleswig-Aensburg 
auf, aber auch die Kreise Dithmarschen, Nordfriesland, 
Ostholstein, Plön, Randsburg-Eckernförde und Stein­
burg sowie die kreisfreien Städte haben durch die 
Anhebung der Höchstbeträge nur unterdurchschnitt­
liche Zuwächse im anzurechnenden Steueraufkommen 
zu verzeichnen. Der Vergleich mit dem Landes­
ergebnis zeigt hier wiederum, wie sich der Sockel­
effekt auf die Schlüsselzahlen auswirkt. 

Die zusammengefaSte Wirkung des Aufkommens- und 
des Sockeleffekts als Gesamteffekt zeigt im Vergleich 
zum Landesergebnis, welche regionalen Einheiten ihre 
Schlüsselzahlen vergrößern konnten und welche 
Einheiten zukünftig einen geringen Anspruch auf den 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer geltend 
machen können (siehe Grafik). Bei den vier genannten 
Hamburg-Randkreisen kumulieren Aufkommens- und 
Sockeleffekt, was zu einem erheblich überdurch­
schnittlichen Abschneiden beim Gesamteffekt führt. 
Bei den kreisfreien Städten sowie bei den Kreisen 
Nordfriesland und Ostholstein verstärken sich Auf­
kommens- und Sockeleffekt ebenfalls, jedoch zu 
stark unterdurchschnittlichen Ergebnissen im Gesamt­
effekt Bei den Kreisen Dithmarschen und Schleswig­
Fiensburg wird das überdurchschnittliche Anwachsen 
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der anzurechnenden Einkommensteuer beim Auf­
kommenseffekt durch das unterdurchschnittliche 
Ergebnis beim Sockeleffekt überkompensiert, so daß 
die neue Schlüsselzahl kleiner als die alte ausfällt. 
Bel den Kreisen Plön, Randsburg-Eckernförde und 
Steinburg 1st dies genau umgekehrt. 

Einleitend ist angemerkt worden, daß einzelne Ge­
meinden bei Umstellung der Schlüsselzahlen Zu- oder 

Veranderung der Zahl der SteuerpfhchtJgen 1980 zu 1977 in% 

Regionalspezlftsche Faktoren 

Steueraufkommensfaktor 
netto 
brutto 

Sockelfaktor 

Produkt aus Aufkommens- und Sockelfaktor 

Änderungsfaktoren der Schlusselzahl 

Steueraufkommensfaktor (brutto) 

Sockelfaktor 

Gesamtfaktor 

Veränderung der SchliJsselzahlln % 

Modellrechnungen für die Wahl der Höchstbeträge 

Die Bedeutung der Höchstbeträge für das anzurech­
nende Steueraufkommen. das den Schlüsselzahlen 
zugrunde gelegt wird, und ihre Wirkung sind am 
praktischen Beispiel der Umstellung auf die ab 1985 
gültigen Schlüsselzahlen dargestellt worden. Es stellt 
sich die Frage, warum die Höchstbeträge verandert 
werden und w1e ihre "richtrge" Höhe festgestellt wird. 

Über die Höchstbeträge des zu versteuernden Ein­
kommens soll die frnanzielle Ausstattung der struktur­
schwachen Gemeinden gegenuber den struktur­
starken verbessert werden. Dieses Ziel kann aber nur 
dann errercht werden, wenn die festgesetzten Betrage 
"greifen", das herßt, daß durch die Sockelbetrage 
tatsächlich auch Einkommensspitzen und somit auch 
Steueraufkommensspitzen abgeschnitten werden. 
Lägen rm Extremfall alle Einkommensbezieher unter 
dem Sockel, würden auch alle Steueraufkommens· 
beträge bei der Berechnung der SchiLlsseizahlen 
berücksichtigt. Ein Ausgleich zwischen starken und 
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Abnahmen in ihren Ansprüchen auf den Gemeinde­
anteilvon 50% und mehr haben können. Insbesondere 
trifft dies für kleine Gemeinden zu, bei denen sich 
schon geringe Veränderungen in der Zahl der Steuer­
pflichtigen sehr stark bemerkbar machen. Die folgende 
Tabelle zeigt die regionalspezifischen Faktoren und 
die Änderungsfaktoren der Schlüsselzahl für vier ausge­
wählte Gemeinden, die eine besonders starke Ver· 
änderung ihrer Schlüsselzahlen erfahren haben: 

Augusten- Ehsabeth- Nentz Hohenfelde 
koog Sophien· (Stormam) 

Koog 

- 50,00 - 55,56 + 22,62 + 21,43 

0.5759 0.7218 1,2631 1,1921 
0.2880 0.3208 1,5487 1,4476 

1,2470 1,0887 1,0996 1,2017 

0,3591 0,3493 1,7030 1,7396 

0,2805 0,3125 1,5086 1,4101 

1,1098 0,9689 0,9766 1,0695 

0.3113 0,3028 1.4763 1,5081 

- 68.87 - 69.72 + 47,63 + 50.81 

schwachen Gemeinden wurde damit nicht erfolgen, 
und der Gemeindeanteil verteilte sich auf die Ge· 
meinden ausschließlich nach der Leistungskom­
ponente. 

Im anderen Extremfall eines zu niedrig gewählten 
Sockels - alle Einkommen liegen über dem Sockel -
würde der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
entsprechend der Zahl der in den Gemeinden steuer­
lich Belasteten verteilt, und die tatsachlichen steuer­
lichen Leistungen der Steuerpflichtigen fänden keine 
Berücksichtigung. 

Bei allgemeinen Einkommensveränderungen ergibt 
sich die Notwendigkeit, die Sockelbeträge anzu­
passen. ln der Vergangenheit waren hier immer Zu­
wachse zu verzeichnen, so daß nach Jeder Sockel­
anpassung die zu versteuernden Einkommen erneut 
über die Sockelgrenzen hinauswuchsen. Die Höchst­
betrage wurden deshalb verschiedentlich durch 
Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes her­
aufgesetzt. 



Mit einer Umstellung der Schlüsselzahlen auf eine 
neue statistische Basis ist dann auch regelmäßig die 
Frage zu stellen, ob die alten Sockelbeträge bei­
behalten werden können oder ob eine Anpassung 
erfolgen muß. Hierzu wird untersucht, wie sich die 
einzelnen Ansprüche der Gemeinden bei verschie· 
denen Sockelbetragen auf ihre Rnanzausstattung aus­
wirken. Diese sogenannten Modellrechnungen werden 
von den Statistischen Landesämtern auf der Basis 
der Lohn- und Einkommensteuerstatistiken durchge· 
führt. Am Beispiel des kassenmäßigen Gemeinde· 
antetls an der Einkommensteuer eines möglichst zeit· 
nahen Bezugsjahres sind die Einnahmen der Ge­
meinden auf der Basis der nach der "alten• Statistik 
berechneten Schlüsselzahlen (gesetzlich festgelegter 
Sockelbetrag) mit den Einnahmen aufgrund der neuen 
Schlüsselzahlen (variierende Sockelbetrage) zu ver­
gleichen. Dabei werden die Gemeinden nach ihrer 
Einwohnerzahl und Steuerkraft unterschieden. 

Für die Modellrechnungen zur Umstellung auf die 
neuen Schlüsselzahlen ab 1985 waren die Ergeb· 
nisse der Lohn- und Einkommensteuerstatistiken 1980 
heranzuziehen. Maßgebend für den kassenmäßigen 
Gemeindeanteil sowie für die Klassifizierung der 
Gemeinden nach ihrer Steuerkraft waren d1e Ergeb­
nisse der entsprechenden Statistiken des Jahres 
1982. D1e Einwohnerzahlen beziehen sich auf den 
Stichtag 30. Juni 1982. 

Als steuerschwach wurden die Gemeinden eingrup· 
piert, deren Gemeindesteuer-Ist-Einnahmen 1982 Je 
Emwohner unter 80 % der bundesdurchschmttlichen 
Einnahmen lagen. Gemeinden mit durchschnittlichen 
Steuereinnahmen sind solche mit Einnahmen von 
80 % bis unter 120 % des Bundesergebnisses. D1e 
übrigen sind steuerstarke Geme1nden. D1e Klassi· 
fizierung nach der Steuerkraft erfolgt für jede Ge­
meindegrößenklasse. Unter diesen Vorgaben zahlten 
1982 49,9 %der schleswig-holsteinischen Gemeinden 
zu den steuerschwachen, darunter überproportional 
viele m1t weniger als 3 000 Einwohnern Aber auch 
Kiel und Lübeck zahlten zu den steuerschwachen 
Gemeinden. 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen, daß sich 
eine Anhebung der bisher gültigen Sockelbetrage 
(25 000/50 000 DM) positiv auf die Einnahmen der 
steuerstarken und der Gemeinden mit durchschnitt­
licher Steuerkraft auswirken würde. Dagegen hatten 
die steuerschwachen Gemeinden Einbußen hinzu­
nehmen. Diesem Resultat liegt ein starker Zusam­
menhang zwischen der Steuerkraft der Gemeinden und 
ihrer Möglichkeit zugrunde, durch Anhebung der 

Sc:hleswlg·holstelnlache Gemeinden 
nach Gemeindegrößenklauen und Steuerkraftgruppen 1982 

Gemeinde· Steuer· Ge· Steuer- Zu· 
großenklasse schwache me1nden starke sammen 
von .. b1s unter ... Ge· m1t Ge· 
Einwohner meanden durch· memden 
(30. 6 1982) schn1tt· 

hchcr 
Steuer· 

kratt 

Unter 3 000 535 385 78 998 

3000- 5000 12 20 7 39 

5000- 10000 6 36 3 45 

10 000- 20000 6 19 4 29 

20 000- 50000 2 10 13 

50()()() - 100 ()()() 3 3 

200 000 und mehr 2 2 

Insgesamt 563 473 93 1 129 

Sockelbeträge höhere Ansprüche auf den Gemeinde· 
anteil erzielen zu können. Je gl.instiger die Einkom­
mensstruktur der Steuerpflichtigen einer Gemeinde 
ist, desto größer ist die Steuerkraft der Gemeinde 
und desto größer w1rd auch der Zuwachs der E1n· 
nahmen aus dem Gemeindeanteil be1 Anhebung der 
Sockelbeträge sein (Sockeleffekt). 

Die Ergebnisse für Gemeindegrößenklassen hängen 
im Grunde dann nur noch davon ab, w1e sich steuer­
starke, steuerschwache und Gemeinden mit durch­
schnittlicher Steuerkraft auf die Größenklassen ver­
teilen. Die Klasse m1t 200 000 und mehr Emwohnern 
ist ausschließlich, d1e Klasse der Gemeinden bis 3 000 
Einwohnern überwiegend mit steuerschwachen Ge­
meinden besetzt, so daß die Gemeinden beider 
Größenklassen durch erhöhte Sockelbeträge Ein­
nahmeverluste haben 

Der Vergleich der Pro-Kopf-Einnahmen nach den 
neuen Schlüsselzahlen mit denen nach den alten 
Schlüsselzahlen zeigt, daß steuerschwache Gernem­
den bestimmter Größenklassen dennoch höhere Ein­
nahmen verzeichnen können. Bei Höchstbeträgen von 
32 000/64 000 DM sind dies die steuerschwachen 
Gemeinden der Größenklassen bis 5 000 Einwohner. 
Andererseits haben die steuerstarken Gemeinden 
mit 5 000 bis 1 0 000 Einwohnern und die Gemeinden 
mit durchschnittlicher Steuerkraft in der Größenklasse 
20 000 b1s 50 000 Einwohner geringere Pro-Kopf· 
Einnahmen. Würden noch höhere Sockelbeträge als 
32 000/64 000 DM gewahlt, wurde die Verteilung des 
Gemeindeanteils stark zugunsten der steuerstarken 
und zu ungunsten der steuerschwachen Gemeinden 
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Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
aufgrundder Schlüsselzahlen 1985 
bei alternativen Sockelbeträgen 

~NUt..~ st~tcralt9ewr-""' ~ 
Verände<ung 
gegenütlct 
dem Socket 
25000/50000 DM Steue~starke Gemeinden 

Clb 

25 

+-20 

15 

10 -----t---1,'-./";---t-10 

i ---+---~~5 
Gernemden rnt! 
dwchschnitlliCher Steuerkraft 

5 

25000/50000 32000/64000 40000/80 000 50000/100000 /50001150000 

Sockt lbt tngetn DM 

Verbndtlrung gegenüber dem Sockel 
25000/50000 DM 
on«<b 
5 

I 

l 
5 

10 

401XXl/80000 50 000/100000 75000/150000 

+ 

10 

+ 
0 

5 

10 

ohne 

Einnahmen aus dem Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer 1982 
Je Elnwohner 
bei alternativen Sockelbeträgen 

DM Steuerstarke Gernernden 

550 

450 

400 

350 

300 

400 

350 

300 

250 

350 

300 

054~~ Sat lA S H 

ID 000 llb 20 000 

3 000 bis 5 000 

bi$3000 

5 000 bis 10 000 

20000bi1 50 1XXl 

1D000w 20000 
50000bls 100 000 
600011is 10000 

llllfiiMII 

31XXlllb 5 000 

bis31m 

25000/50000 32000/64 000 
Hildmbettigt! 

Socke1btlrlge1n Dt.l 

ausfallen. Es ist darauf hinzuweisen, daß die hier 
ausgewiesenen Pro-Kopf-Einnahmen auf den Ist-Ein­
nahmen aus dem Gemeindeanteil an der Einkommen­
steuer 1982 basieren. 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen, aus denen hier 
nur ein kleiner Ausschnitt dargestellt wurde, sind nun 
allerdings nicht dazu geeignet, Hinweise auf eine 
,.optimale" Verteilung des Gemeindeanteils zu geben. 
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25000150000 I 32000/&.4000 50000/IOOOOCJ Dhnetlöchllbetoige 

25 000150 000 40 000/80 000 75 0001150 000 DM Sock•lbelllll 

Basos Lohn· und Einkornmenstcuetstütos~k 1980 

Basts Lohn· und 8nkommensteuerstnlls11k 1977 



Das Gemeindefinanzreformgesetz enthält allerdings 
auch keine Vorgaben für eine optimale Verteilung. 
Die Entscheidung für bestimmte Sockelbeträge kann 
deshalb .nur" berücksichtigen, daß die Ziele des 
Gemeindefinanzreformgesetzes verwirklicht werden, 
den Gemeindeanteil nach der örtlich zuzurechnenden 
Steuer (Leistungskomponente) sowie unter Anwen­
dung wirksamer Abschneidegrenzen für die Einkom­
mensspitzen (Ausgleichskomponente) zu verteilen. 
Für den Anteil des durch die Sockelbeträge nicht 
berücksichtigten Steueraufkommens gibt es keinen 
gesetzlichen Maßstab. Die Entscheidung für bestimmte 
Höchstbeträge beruht daher auf dem Prozeß der 
politischen Willensbildung. 

Abschließend soll jedoch klargestellt werden, daß 
über d1e Hochstbeträge nur ein kleiner Beitrag zum 
Ausgleich mangelnder Steuerkraft geleistet werden 
kann. Der eigentliche Ansatz dieses Instruments ist 
eher im Ausgleich von Mängeln in der Einkommen­
struktur der Steuerpflichtigen zu sehen Die Grafiken 

Erläuterungen 

zeigen deutlich, daß die Niveauunterschiede zwischen 
den einzelnen Gemeindetypen im wesentlichen auch 
bestehen bleiben. Gierehe Einnahmen aus dem 
Gemeindeanteil je Steuerpflichtigen für alle Ge­
meinden könnten nur dann erzielt werden, wenn dre 
Sockelbeträge so niedrig gewählt sind, daß alle 
Steuerbelasteten ein zu versteuerndes Einkommen 
mindestens in der Höhe der Sockelbeträge haben. 
Dies würde jedoch den Aspekt der örtlichen Steuer­
leistung noch stärker in den Hintergrund stellen. 
Bei Beibehaltung der alten Höchstbeträge von 25 000/ 
50 000 DM kämen für die Berechnung der Schlüssel­
zahlen 1985 nur 62,5 % des statistrschen Steuerauf­
kommens in Anrechnung, bei Sockelbeträgen von 
32 000 DM und 64 000 DM fi.Jr gemeinsam veran­
lagte Ehegatten wären dies 70,2 %. Die niedrige 
Anrechnungsquote bei alten Höchstbeträgen, die sich 
ungünstig für d1e steuerstarken Gemeinden ausgewirkt 
hätte, kann ein Aspekt bei der Entscheidung fur eme 
Erhöhung der Sockelbetrage auf 32 000/64 000 DM 

gewesen sein. 
Gerhard Wmck 

D1e Quelle 1st nur bel Zahlen vermerkt, d1e mcht aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck "Kre1se" steht vereinfachend fur "Kre1se und kreistrete Städte". 

D1fferenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen entstehen 
durch unabhang1ge Rundung; allen Rechnungen hegen d1e ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Be1 Großenklassen bedeutet zum BeiSPiel .1-5 • .1 biS unter 5 •. 

Zahlen 1n ( ) haben e1ngeschrankte Aussagefah gke1t. 

p vorlauhge Zahl 
bencht1gte Zahl 

s geschätzte Zahl 
D Durchschnitt 

Zechen anstelle von Zahlen m Tabellen bedeuten 

0 - wen1ger als d1e Hallte von 1 m der letzten besetzten Stelle, JedOCh mehr als mchts 
- mchts vorhanden 
- Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

I - Zahlenwert n1cht s1cher genug 
X - Tabellenfach gesperrt, we1l Aussage n•cht s1nnvoll 
· · · - Angabe fallt spater an 

- 56 -
Stat Monatsh S·H 311985 



Inhalt der bisher erschienenen Hefte 

des laufenden Jahrgangs 

Heft/Seite 

oduzierendes Gewerbe 
Investitionen 1982 

ndel und Gastgewerbe 
Außenhandel .. 

eise 

1/16 

2122 

PretsJndtzes der Lebenshaltung seit 1970 1/2 

nweltschutz 
Offentliehe Abfallbeseltigung 1982 . . . . . . 2/30 



STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG -HOLSTE IN 
37. Jahrgang Heft 3 März 1985 

Schleswig-Holstein 1m Zahlenspiegel 
Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 

Monats­
durchschnitt 

BEVöLKERUNG UND ERWERBSTÄTIGKEIT 

*8EvtlLM:RUN AH I«>NATSENDE 

NATQRLICI!E B VDLKfRUNGSBDIEGUNG 

•Eheschließungen 1) 

:le!x>ndgeborenP2 l 

1 000 

Anzahl 
je I 000 Efnw, uod 1 Jahr 

Anzahl 
je 1 000 Ei'IW. und 1 Jahr 

•eestorbe,..J) (ohne Totgeborene) Anzahl 
• je I 000 Einw, und 1 Jahr 

dar t r 111 ersten lebe~sja~r Anzahl 
je I 000 Lebendgeborene 

• bers h 8 der Geborenen (•) oder Gestorbenen (-) Anzahl -
• je I 000 Etnw. und I Jahr • 

WAN ERUII (H 

2 620 

1 201 
5,5 

2 040 
9,3 

2 633 
12,1 

21 
10,3 

593 
2,7 

• ber die Landes renze Zugezogene Anzahl 5 589 
*Ober die Landesgrenze fortgezogene 

*WanderunQSpcwinn (+)oder -vertust(-) 
*Innerhalb des L1ndes Umgezogene a) 

Anzah1 5 OS2 

Anzehl • 507 
~nzahl 9 835 

Wanderungs'Xlle Anzahl 
je 1 000 Elnw. und I Jahr 

20 506 
139 

ARBEITStAGE 

*Arbeitslose 
darunter "Manner 

Kurzarbel ter 
da runter ~nner 

Offene Stellen 

LANDWIRTSCHAFT 

Y!EHBESTAt.ll 

'Rfndv ~ r nschl eßlich Ulberl 
daru trr *II Ichkühe 

(ohne Amen- und Ml.tterkuhe l 
•scm.e ne 

darunter •zu htsaue" 
darunter •trlcht19 

SCHLIICHTUN~E!IS) 
*Rinder (o~ne Kälber) 
'Ulber 
•schwefnp 

daru ter *H.lusschlachtungt·n 

*SCHLACH1HE~GEN6 l AUS GEI<tRSLICHEN SCHLACHTUNGEN 5) 
(ohne Gtf1Ug I 

darunter *Rinder (ohne Klilber) 
'Kälber 
•Sckfefne 

DUflCIISC ITTLICIIES SCHLACH.CEWICHT fUr 5) 

Rlnc!er (ohne Klilb~r) 
Kälber 
Schweine 

GEnocEL 
Ein~elegte 8ruteler7l •fur Legehennenluken 

für HasthUhnerkuken 

*Gef1Uselfle1sch8 l 

"HILCI!ERZEUGllNG 

I 000 
I 000 

1 000 
I 000 
I 000 

I 000 

I 000 

I 000 
I 000 
I 000 

I 000 St. 
I 000 St. 
1 000 St, 
1 000 St. 

1 000 t 
1 000 t 
1 000 t 
1 000 t 

kg 
tg 
tg 

1 0 
1 000 

I 000 l.g 

I 000 t 

91 
54 

15,4 
12,2 

3.7 

I 5651 

5411 

I 740: 
190 
1311 

37 
I 

23:b 

29,4 
10,4 
0,1 

18,8 

283 
102 
81 

125 
1 156 

902 

215 
darunter •an Molkereien .Jnd H'andler geliefert s 97 

"Hilchlehtung je luh und Tag ~9 13,3 

2 618 

1 237 
5,7 

1 956 
9,0 

2 58S 
11,9 

19 
9,7 

629 
2,9 

5 436 
4 937 

499 
10 095 

20 468 
140 

107 
62 

17,1 
14,2 
2,5 

I 6'~ 

5748 

I 73J! 
190gB 
12 

38 
I 

238 
4' 

29,8 
10,5 
0,1 

19,0 

284 
106 

81 

164 
1 033 

817 

229 

97 

13,5 

2 618 

844 
3,9 

1 821 
8,5 

2 568 
11,9 

16,5 

747 
3,5 I -

4 848 
4 678 

170 
9 850 

19 376 1 
136 

1983/84 

Dez. 

2 617 

I 471 
6,6 

I 947 
8,8 

2 926 
3,2 
21 

10,8 

979 
4.4 

4 648 
4566 

62 
9 579 

18 813 
128 

108 I 115 
61 68 

14,5 21 ,7 
12,3 18,3 
1,7 1.8 

' 616 

574 

I 133 
'90 
128 

SI 38 
1 1 

257 243 
8 7 

34,1 29,6 
13,4 10,2 
0,1 0,1 

20,4 19.1 

275 275 
111 107 
82 81 

166 166 
803 108 

728 739 

196 215 

96 97 

11 .7 12,4 

Jen. 

2 616 

546 
2,5 

1 773 
8,0 

2 570 
11,6 

16 
9,0 

797 
3,6 

5 193 
4 853 

I·,, ~~ 
21 1'0 

145 

p 

p 

p 

123 
74 

24,9 
21,8 

2 , I 

36 
1 

238 
7 

28,7 
9,7 
0,1 

18,8 

276 
102 
SI 

93 
1 055 

869 

230 

97 

13,0 

Okt. 

2 614 

1 lt9 
5,0 

I 898 
8,5 

2 599 
II ,7 

2 
11,6 

701 
3,2 

7 013 
5 915 

+ 1 098 
12 335 

25 263 
169 

p 

p 

p 

lOS 
60 

9,8 
8,2 
2,1 

so 
1 

263 
4 

44,7 
23,3 

0,2 
21,1 

297 
109 
81 

72 
8S9 
979 

181 

92 

10,2 

Nov. 

2 614 

990 
4,6 

1 793 
8 

4 964 
4 618 

346 
10 201 

19 783 
140 

111 
64 

13,0 
11,0 
1,9 

59 
1 

258 
7 

36,1 
15,3 
0,1 

20,5 

271 
113 
S2 

141 

922 

p 182 
p 93 
p 10,6 

p 

P I 
p 
p 

I 

p 

p 

p 

119 
70 

17,1 
14,6 
1,9 

41 
1 

229 
6 

29,4 
11,0 
0,1 

18,2 

274 
10 
81 

9 

8SI 

202 

93 
11 ,4 

p 

p 

p 

132 
81 

24,3 
21.6 
2,2 

45 
1 

252 
5 

32 .s 
2,2 
0,1 

27 
110 
82 

935 

2 9 

5 
12,4 

•) Diese Positionen werden von allen Stat istischen Landesämtern 1m "Zahlenspfegel" verdffentlfcht tl nach dem Ereignisort 2) nach der WOhngemeinde der Mutter 3) nach der Wohn~emefnde des Verstorbenen 4) ohne •nnerhalb d r Gelnefnde Ungezogene-
5 Bis Dezember 1984 lnlandtfere, ab Januar 1985 ln- und Auslandtiere 6) elnsc lfpßlich Schlachtfette, jedoch ohne Innereien 7) in Betrieben 1t 
einem Fassungsvemllgen von I 000 und mehr Eiern 8) aus Schlachtllllgen fnllndlschen GeflUgels in Schlechterelen mit einer Schllcht~apazftlit vo 
2 000 und ~~~ehr T1 eren i11 Monat 

a) Dezember b) Winterhalbjahr 1982/83 • 5 c) Wf nterha 1 bjahr 1983/84 • 6 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 

Monats­
durchschnitt 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

VEAARSEITOOlES GEW!RSE1l 

'Beschäftigte (elnsch11e611ch tätiger Inhaber) 1 000 174 
121 da~unter •ArbP.Iter und gewerblich Auszubildende I 000 

'Geleistete A•·be-iterstunden 

•LohnsW!IIIle 

•Cehaltss.r.me 

Auftragseingang ai/Sgewahlar Wirtschaftszweige 
aus den Inland 
aus d Aus land 

'Ll!lsatz lohn€' llnsatzsteuer) 
lfll nd IIIISatz 

'A landSIIIISat. 

'kohlevcrbrauch2 ) 

• sv r1lra t.3l 
• ta:!t· und koterel gas 
• rd- &.nd Erdölgas 

'Hell lv•rbrauch4 ) 
'leichtes eiZöl 
•schweres Heizöl 

verbrauch5 l 

• r-omeruulJUng (lndU'ltrlelle Eigenerzeugung) 

000 

Mill. DM 

M1ll. CM 

Hlll. DM 
MI 11. 0.'1 
Hlll. DM 

M 11. DM 
Mi 11. DM 
MI 11. DM 

I 000 t SKE 

Hf 11. m' 
Hili. m' 
Hili. m' 

1 000 t 
1 000 t 
I 000 t 

Hlll. kW~ 

MI II. kllh 

17 312 

309,8 

198,5 

I 420 
I 039 

380 

2 802 
z 261 

541 

2Z 

35,9 

75 
10 
66 

220 

31 

•Jnde~ de~ fndU'itri4tllcn Nettoproduktfon 
landesspezifischt Indizes werden bis auf weiteres 

n1 cht mehr b~rechnet) 

BAUHAUPTGE'Ot RSr6) 

c ~t gte (e1nschlie611ch tätiger Inhaber) 

le stete Arbeitsstunden 
darunt r für 

'Wohnung bauten 
• ewerbliche und Industrielle Bauten 
• rkt>hrs • &.nd bf f ent Ii ehe Bauten 

her lbsatz !ohne lbsatzsteuerl 

gang7 l 

8eschlift1gte 

leistete Arbeitsstunden 

L hn- und Geha I tssu:m:o 

A baugewerblicher Llnsatz (ohnE" lbsatzsteuer) 

llff"OfTL ICHE ENER~.o I EVERSORGU.~G 91 

•stromeruugung (brutto) 

• troc:verbrauch elnsth111t81ich Verluste, 
ne P pstro!!!Verbreuch) 

•easerzeugung (brutto) 

HANDWERK 

R (Hellzahlen)101 

'Be häftlgtc (elnschlleßltch Utlger Inhaber) 

Anuhl 48 965 

000 5 352 

000 2 290 
000 I 092 
000 I 835 

Hili, DM 107,0 

Mfll. Jllo! 18,8 

Hl11. DM 35B,5 

Mlll. DM 211,6 

Anzahl 8 422 

I 000 983 

Mlll. llli 19,6 

MI II. DM 55,9 

Hlll. Ulh 972 

Hill. kWh 8 8 

Mill. m' 

a Ende des VIerteljahres 30.9.1976 • IOD 101,4 

128,4 'lbsatz (ohne ~atzsteuer) VJ.·D 1976 ; 100 

156 
114 

16 254 

301,7 

202,7 

I 559 
I 071 

488 

2 849 
2 319 

529 

19 

40,2 

66 
8 

57 

22Z 

25 

49 160 

5473 

2 346 
I 176 
I 765 

112,1 

19,2 

376,1 

247,6 

' 998 

940 

19,1 

56.0 

959 

816 

101.3 I 
134,0 

Nov. 

165 
114 

" 036 

395,8 

274,4 

561 
992 
569 

3 117 
2 516 

601 

29 

40,7 

72 
10 
62 

237 

35 

50 509 

6 357 

2 671 
1 352 
2 114 

172,9 

29,2 

480,5 

212,8 

8 316 

I 039 

23,8 

10,0 

548 

938 

1983/84 

Dez. 

164 
113 

15 541 

317 ,0 

221 ,I 

I 679 
I 136 

543 

3 225 
z 639 

585 

3 

39,5 

9Z 
II 
BI 

225 

28 

49 005 

3 616 

I 611 
851 

I 056 

80.9 

20,7 

531,5 

199,4 

8 164 

926 

20,4 

94,8 

I 75B 

988 

4. Vj .83 

102,8 

156,6 

Jan. 

162 
111 

16 120 

275,6 

189,4 

I 564 
1 121 

443 

2 707 
2 108 

598 

12 

41,0 

92 
12 
80 

230 

25 

46 953 

3 599 

685 
B97 
950 

70,2 

18,0 

194,4 

121,3 

1 954 

934 

17 .1 

32 ·' 

2 063 

007 

Okt. 

169 
116 

17 827 

313,9 

198,2 

I 683 
I 151 

533 

3 156 
2 565 

592 

25 

38.8 

79 
8 

7 I 

253 

3Z 

46 641 

6 129 

2 467 
1 254 
2 246 

123,4 

18,5 

437,7 

229.0 

8 613 

1 154 

22,2 

69,0 

2 007 

876 

1984/85 

Hov. 

167 
115 

17 523 

394,8 

215,1 

1 615 
I 138 

417 

J 157 
2 522 

635 

21 

38,6 

64 
10 
55 

246 

34 

4 196 

5 220 

2 101 
I 074 
I 924 

149,0 

27,7 

464,7 

159,5 

8 395 

I 066 

24,6 

75,9 

1 931 

924 

Dez. 

165 
114 

14 589 

310,4 

220,4 

1 793 
I 162 

631 

3 301 
2 523 

778 

21 

38,9 

75 
10 
65 

230 

31 

43 579 

3 321 

1 329 
764 

I 145 

76,1 

19.9 

~15,5 

129,3 

8 150 

892 

20,3 

114,5 

2 037 

986 

4. Vj.84 

101,4 

159,6 

Jan. 

164 
113 

15 796 

292,2 

197,1 

1 520 
986 
534 

2 781 
2 192 

589 

235 

•) D e e Positioneil werden von allen StatiStiSChen L•ndesli terro 1111 "Zanlensphgcl" verbfftontllcht 
1 Betriebe mit t ellgeme1nen 20 und 11ehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen Bencht E l I 2) I t Steinkohle EI t SKE • Steln~oh1e-
Einheft (29 308 MJI 3) I 000 11' Gas (Ho;; 35,159 HJ/m') s 1,2 t SKE 4) 1 t Helzol, le1cht;; 1,46 t SKE, Hhwer;; 1,40 t SKE 5) I 000 kWh Strom 

0,123 t SK[ 6) Zur Methode sieh~ Statistischen Bericht E II I 7) Nur Betriebe von Unternehmen •it 20 und ~Dehr Beschäftigten 8) Zur Methode 
siehe Statistischen Bencht E lll 1 9) Quelle: Der Wirtschafts•fnfster des Landes Sth1cswlg-Holstefn 10) ohne handwerkliche Nebenbetriebe 



tloch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 1983/84 

Monats- Nov. Dez. Jan. 
durch chnltt 

BAUTJITI GKE I T 

BAUGE.~EIOO GUIIGEN 
•Wohngebäude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 467 661 645 397 334 

darunter mit 
'1 Wohnung Anzahl 326 483 437 273 214 

•z Wohnungeil Anzahl 80 107 104 48 57 

•Ra uni nha 1 t 1 000 m' 523 687 730 571 449 

"Wohnflliche 1 000 m' 91 120 129 105 84 

•NI chtwohngebliude (Errichtung neuer Gebaude) Anzahl 117 171 140 111 79 

•Raunlnhalt 1 000 1!11 520 599 522 624 309 

'Nutz flache 1 000 m' 88 103 86 96 52 

*Wohnungen Insgesamt (alle Bat~~~aBnamenl Anzahl 1 159 I 570 I 736 1 494 1 188 

I 
HA'lDa UtiD GASTGEWERBE 

AUSFUHR 
•Ausf hr Insgesamt II 11. DM 677,7 678,8 676,3 895,0 702 ,I 

davon Guter der 
•EmHhrungsvi rtschaft 11•11. CM 118,6 I 15,4 139,9 128.4 118,9 

•gewerblichen Wirtschaft 11111. DM 559,1 563,4 536,5 766,6 583,2 
davon 

"RohStoffe 11111. OM 13,9 12,8 16,5 13,6 18,0 
'Halblolaren Mill. DM 61,5 57,4 80,8 55,9 66,2 

•rertigwaren !o\111. DM 483,7 493,2 439.2 697 ,I 499,1 
davon 

•vorerzeugnl sse Mill, DM 55,9 64,3 70,8 62,9 7~ .8 
'Enderzeugn15Se 11111, DM 427,8 428,8 368,4 634,2 423,2 

nach ausgewählten Verbrauchs 14ndern 

'EG-Llinde MI I'. DM 290,5 295,1 331,4 308,6 329.6 
da runter ox~ rk Hill.DM 58,0 57,3 65,1 53,1 66,6 

N1 ederlatlde Mlll. DM 54,4 64,2 75,4 69,4 73,5 
Frankreich M11l. DM 56,1 55,2 52,9 60,6 62,2 
I ta Ii en Ml11. DM 29,3 20,9 34,5 35.5 35,6 

EIIClrLHAIIDELSUMSXTZE (Meßzahl) 1980 - 100 105,3 108,9 114,9 140,6 96,7 

GASTC!IIERBE :MSUZE (Me~zahl) 1980 " I 0 102,0 r 107,7 r 80,6 89,0 71,0 

F'ROClOl~ER;;EHR l1l BEHERBERG\JlGSS1XTTEN 
MIT 9 UNll MEHR OOTEBETTEN 

•AnkUnfte I 000 217 216 117 88 76 

danmter •von Aus landsglls te~ 1 000 2Z 21 14 II 7 

• bernachtungen I 000 I 338 I 307 412 314 293 
darunter •von Aus llndsgas ten 1 000 40 40 26 19 13 

VERKEHR 

SEESCHIFFAJ!Rl1) 

GUte pfang I 000 t I 143 I 175 I 273 I 081 912 
GUterversand 1 000 t 545 603 610 656 618 

Btrc,ENSCH!ITAHRT 

•GUterer;~fang 1 000 t 164 138 138 149 138 
• GUterversand 1 000 t 142 148 161 130 166 

Zll.ASSUIIGEN FABRIKNEUER KRAf'TFAHRZEUGE Anzahl 8 169 9382 7 553 7 154 8 442 

darunter Krafträder 
(elnschlleBiith ltltorroller) Anzahl 450 432 49 29 48 

•Personenkraftwagen 2) Anzahl 7 163 8 253 6 855 6 375 7 867 
•tas tkra ftwagen 

(einschlle!lllch mit Spezlalaufbau) Anzahl 325 400 441 445 337 

TRASSENVERKEHRS\OHFIU.LE s 
•unfa 11 e 1111 t Personenschaden Anzahl 1 449 I 533 I 444 1 353 1 186 

'Getotete Personen Anzahl 40 43 36 41 41 
•verletzte Personen Anzahl I 867 1 966 1 872 I 799 I 521 

•) Diese Positionen werden von allen St~tistischen Landeslmtern 111 "Zahlensplegel" verbffentiJCht 
I) ohne Eigengewichte der als Verl<eh~111ttel im Flhrverkehr transportierten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2) elnsch11e611ch J(omblnatlonskraftwagen 

1984/BS 

Olt. Uov. Oez. Jan. 

490 507 371 ... 
409 404 302 ... 
49 56 43 ... 

365 426 270 ... 
69 8Z 51 ... 

126 111 103 

376 313 497 ... 
67 58 81 .. 

876 I 087 667 ... 

I 364,6 963,5 796.3 ... 
136,5 149,2 142.8 ... 

1 228,1 814.3 653,5 .. 
23.3 22,0 18,1 ... 
81,9 68,2 71,6 ... 

1 122,9 724,0 563,8 ... 
113,0 87,2 89,4 .. 

I 009,9 636,8 474,4 ... 

403,4 356,8 346,1 ... 
73,2 72 .s 60,7 
96,4 72,0 87,8 .. 
73,3 66,5 57,4 ... 
48,7 52,9 42,4 ... 

I 
r 109,2 r IIS,B 135,4 . 

r 96,3 ... 82,6 7,0 . . 

212 1?8 93 
19 15 10 ... 

947 46Z 361 .. 
37 28 21 .. 

... ... ... ... ... . .. .. . 

157 133 149 99 
132 176 187 104 

8694 7 47 ... .. 
60 39 ... ... 

8 008 6 893 ... . . 
414 361 ... .. 

I 540 I 252 p 1 393 p 759 
24 32 p 46 p 

I 9ZI 1580 p I 742 p 7 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

19S2 1983 1983/84 1984/85 

ltlnats- ) 
durchschnitt 1 Nov. Dez. Jan. Okt. Nov. Oez. Jan. 

GELD UND KREDIT 

KREDITE l E'NLAGEN2 ) 

•1 recllte31 an Hlt~tbanken ir.sgesamt 

167 653 (Stand a Jah•· - bzw. Monatsendei Hili. DM 61 136 65 433 64 391 65 433 65 112 67 645 68 298 68 029 
d~runter I 

• redi tl! J) an nt.rnhsche Nichtbanken 11111 DM 59 217 63 591 S2 641 63 591 63 327 65 984 166 119 66 472 66 283 
••urzfrutlgc Kredite (bis zu 1 Jahr) Mill. [,M 9 118 9 901 9 495 9 907 I 9 475 9 832 9 720 9 729 9 729 

•an Unternehnen und Pri vatpersone~ Mill. DH 8 878 9 190 9 016 9 190 8 942 9 599 9 493 9 466 9 322 
•an llffentllche Haushalte "'ill. DM 239 717 480 717 533 233 228 264 4C7 . ttelfr-lst ge Kredite ( 1 bis 4 Jahre) Mlll, DM 7 513 7 348 7 24!1 7 348 7 169 6 978 6 842 6 961 6 584 
•an Unternehlllen und Pr1vatpersoMn 11111. DM 5 675 5 529 5 545 s 529 I 5 404 5 271 5 211 s 190 5 035 
•an liffent liehe Hausha 1 tc 11111. DM 1 838 I 8!9 1 702 1 8\9 1 765 1 707 I 632 I 770 1 550 

•langfr1 t ge Kredite (llenr als 4 ~ahre) M 11. DM 4 587 46 341 45 899 46 341 46 684 49 174 49 556 49 782 4Q 970 
•an Untemehnen und Privatpersonen M11.0M 31 809 34 816 34 417 34 816 3S 140 36 707 I 36 957 37 401 37 561 
•an ffent ll'h Hau halte II '1. ~ 10 778 11 525 11 461 11 525 11 S45 \2 467 12 599 12 381 12 410 

lithtban~en 
llill. DM 380 39 853 40 378 40 153 41 412 41 751 42 502 42 437 
Mill. OM 4 71 24 957 24 711 24 654 zs 979 26 264 26 271 26 Zl1 
Hi11. DM '8 366 18 679 18 366 18 425 19 641 20 054 19 983 1 9 9 7 
K 11. GM 6 345 6 278 6 345 6 229 6 338 6 210 6288 6 2 4 

l4 5 667 14 896 15 667 15 498 15 433 15 487 16 31 16 

:»1 10 599 11 457 II 000 11 457 11 501 11 708 111 741 2 74 

Hi11. tJ! 886 990 80Z 657 595 998 855 I 607 

' ISt hril ten auf Spar~onten 11111. DM 817 896 1SZ 8S6 I 764 951 801 863 

ZA :;sset ~IERlCKCillN 

•l(onkurse (erlSffnete und mangels Hasse abgelehnte) Anzahl 56 54 52 46 68 64 67 75 62 

·v rgl hsverfahren Anzahl 0,2 0,3 

·w h lproteste (ohne die bei der Post) Anzahl 404 337 389 413 318 370 424 494 
•11 chselstllllle H!ll. DM 3,6 2,4 3,4 3,3 2,3 2,6 3,7 4,5 

STEUERN Vierteljahres-
durchschnitt 4, Yj.83 4.V .84 

IM NACH OER SlE ERART 

Ins haftssteuPrn 1 1,3 2 l48,0 2 473,3 2 4 .s • t " rn vom Ein =en I 500,5 ' 56 ,9 1 771,8 , 870,7 
'Lohnsteuer 4) C84,6 1 161,8 I 396,7 1 3 9,6 
•nranlagte ElnkoomiMste~er 44,7 237,0 216,5 237,6 
• htvel'8nlagte Steuern vom Ertrag 17,8 17,9 20,6 21,9 
•K rperschaftsteuer 4 J 153,4 151.2 137,9 21 1 ,7 

• teuern vom UDsatz H111. DM 610,9 f 0,0 701,5 591,8 
austeuer H1ll . DM 403,4 442,1 421,7 293,3 

'E nfuhro.msatzsteuer M111. DM Z07 ,4 238,0 279,8 298,5 

'Bundessteuern Mill. DM 129,4 131,0 159,8 160,4 
•Zölle Hili. OH 0,2 0,1 0.1 o.o 
'VerbrauehsteueM (ohne B1ersteucr) M\11. DM '17 ,9 118,5 151,8 153,9 

'Lnndessteoor,. Kill. DM 137,8 164,2 157,3 3,2 •ve".ö;Jenst~uer Kill. DM 27,2 30,9 33,9 28, •Kraftfahrnugsteuer «111. DM 10,6 73.8 59,8 •e Prste 11•11. DM ,6 r 4,8 5,5 5,8 ~.8 
1 d teuern 11111. DM 2.67 .o 261 .o 235,3 63,5 • rundsteuer A 14111. DM 7,2 7,3 6,8 7 ,I • r nds teuPr 8 11111. DM 55,6 57,3 50,9 53,7 •Gt-w rbestcuer 
na h Ertrag nd Kapital (brutto) 11111. DM 186,4 181,8 176,0 194,9 

STE ERVERlEILW A DIE GEBirTSKDRI'ERSCHArTEN 

•Ste.erei na des 6 ndcs M 1 ~ I 144,6 202,7 349,2 I 308,2 •Antei 1 an d~ St~uern vom EinkOI!Il:ell Mi 1'. DM 579,3 601,3 685,8 729.0 •Anteil an dCII St rn vcn atz 1111 DM 4\?,3 452,2 466,5 38 ,6 •Aote 1 an der Gt-werbesteut>ruulage 1411 DM 2 ,5 18,2 37.2 31,1 

• t uere n des Landes Mill . DM 214,8 1 293,4 399,7 4 0,0 •Antei 1 an d n Steuern vom Etnkoetoen Hll DM 710,8 135,3 822.9 873,1 •Ar1te11 an den Steuern vom UDsatz 1-H 11. DM 342,7 375,7 382,3 362,6 •Anteil an der Gewerbesteuerll!llage Hlll. DM 23,5 18,2 37.2 31,1 

•Stcucrcl noall!ten der Gemeinden 
und Gemci ndeverbändl' Hili. DM 437,2 455.2 662,3 702,0 

•Gewerbes teuer s 1 
11111. :I 139,4 145,4 .", h Ertrag und l(apltal (netto) 101,7 132,6 

•Anteil an der Lohn· 
und ve,.anlagten ElnkOQllensteuer 11111. 217,2 230,6 501,3 500,8 

fu5noten nächste Seite 



•) 0 ese Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im "Zahlenspiegel" veroffenthchl 
1) 8 tandszahlen bei Krc<hte und Einlegen: SUnd 31. 12. 2) Oll' Angaben liDfassen dle '" Schleswig-HolsUin gelegenen Nl<'derlassung n der r 
1110natllchen Bilanzstatistik berichtenden Kredltlnstitute; ohne landeszentralbank, ohne die Kreditgenossenschaften (Raifftuen), deren ilanz 
a 31. 12. 1972 weniger als 10 Hili. OM betrug, sowie ohne die Postscheck- und Postsparkassenamter 3) elnschlle!llich durchlaufend r Y.redlte 
4) nach Berllckslctttlgung der Einnamen und Ausgaben aus der Zerlegung S) nactt Abzug der ~erbesteuerunlage 6) ohne Unsatz-(Mehrwert-)steuer 



Jahreszahlen A 
Erscheint 1111 mo!14tllchen Wechsel mit 8 

Bevölkerung 111 Erwerbsleben tätige Personen 11 

Oberscltvl! 
der 1141\de- Land· produz I~ Handel ~brlge Geborenen Ins- und 
oder runrn· gesamt Forst- rendes und Dienst-

Gestorbenen ge~~ nn wl rtscl\aft Gewerbe Verkehr lehtungen 

H I 
'-· 

ln 1 000 ln I 000 

EI'*Cihner 
.!Ihr (Jahres-

mittel) 

1n I 000 

~urten-~-=-be-J zl ffer zi ffer 

__ _._ ___ l. 

ErelgntSSI" je 1 000 Einwohner 

r 
- r • 9 16 1 103 71 362 222 441 

- 7 19 I 128 73 384 220 451 

I 
• 7 15 1 144 74 

I 
385 220 

I 
465 

• 7 6 1 123 69 368 227 459 

• 8 6 1 135 72 364 232 466 

1979 2595 

1980 2 605 

1981 2 616 

1982 2 620 
1963 2 618 

5,0 8 ,8 12,1 

5,2 9,4 12,0 

5,3 9.4 12,2 

5,5 9,3 12.1 

5,7 9,0 11,9 

Dffenthche allgenelnb1ldende Schulen Brutto! nlandsprodukt 

ln jeweiligen Prelsf"' 1 n Preisen von 1976 

Grund·, Fach-
Jahr Haupt· hochschul- jlhrllche 

und altt- reife 
Sonder· leren und Mill,OII Zuwachs-

schulen Abschlul! allgeneine rate 

Hochschul- ln 

ln I 0 V 

reffe 

1979 229 89 86 33 

19 15 87 87 •2 3Z 7,3 

1~81 202 84 86 3 II 40 32 17 55 915 5,2 45 912 1 , 3 

1982 '90 7~ 83 2 11 40 3Z 18 57 841 3,4 45 528 - 0,8 

1983 179 74 80 2 60 200 3,9 46 000 0,8 

Llndwl rtschaft 

Viehbestand 1111 3. 12. Schbchtvlehaufklllll!le Ernten 1n 1 00 
eus eigener Erzeugung 

Jhr 
5) 

1 kg 
Je Kuh Getreide 
~nd Jahr 

tn 1 000 

1919 1 552 511 527 3 69 2 393 4 652 2 DIS 

I 553 520 4 124 523 3 312 2 459 4 768 2 071 

1 1 544 525 758 (3 38Z)a 473 292 2 446 4702 2 075 

198Z 565 541 I 740 3 933 478 3 011 2 585 4 776 2 412 

1983 616 574 I 733 J 810 480 3034 2 747 4 928 2 085 

l Beschäft f gte 

Verarbeitendes Gewerbe5l 

Löhne Energt everbrauch 
(Hol14tsdurchschnf tt) Arbe1ter-

Jahr stunden 
tn ~~ H11l. SruttOSII!nf 

tn H1ll. DM 
in 1 000 1 000 t SK 

1979 180 128 226 3 376 4464 231 1 778 444 

1980 183 130 229 3 701 31 134 5 049 365 1 767 422 

1981 180 126 218 3 728 33 491 6 314 382 1 476 523 

1932 174 121 208 3717 33 624 6 486 264 I 273 517 

1983 1G6 114 195 3 620 2 432 J 185 6 352 227 I 111 579 

1) 1979 bis 1982: Ergebnisse der 1 1-Mikrozensuserhebungen, 1983: Ergebnisse der 0,5 S EG-Arbeft>irliftest ichprobe 
2) 1980 bis 1983: ~orlXuflges Er9P.bnis 
3) ohne ~en- und Hutterkuhe 
4) ohne Trut-, Perl· und Zwerghuhner 
5) Gewerbliche und Hausschlachtungen , einschließlich des ube1'9 bietliehen Versandes, ohne Ubergebietllc.hen Empfang 
6} Betriebe 111ft 1111 a11geme1nen 20 und mehr Beschaftlgten 
7 ohne Eigenerzeugung 
8 I t SKE (St~lnkohle-EinhPit) ; 29 308 .MJ 
e Hit früheren Jahren efngeschrllnkt verglPfthbar 

Kartoffeln 

153 

142 

153 

142 

93 

St1"01117 l 

267 

282 

87 
279 

290 

t 

je 
En<erbs-
tätigen 

Bund ; 100 

97 

97 

97 

Zucker-
r 

687 

720 

889 

890 

589 

Bauhaupt­
gewerbe 

Beschäf­
tigte 

llll 30. 6. 
1!1 ' 0 0 

58 

58 

55 

50 

50 
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Kreiszahlen 

BevöHenmg 11111 31. I 0. 1984 Bevölkerungsverlinderung 
I• Oktober 1984 

r 
---

Verlinderung gegenllber Obel'$chull Wande· Bl'Völ ke· 
der rungs- rungs-

lnsgesl.ll!t Yo1110nat Vorj1hres- Gebontnen gtwlnn zunai1Tie 
ClONt I) odl!r oder oder 

Gestorbenen -verlust -•bnal'ne 
inS (·) (-) (-) 

86 671 • 0,1 • 0,2 . 25 81 56 

245 823 • 0,0 - I, I • 119 235 116 

212 000 • 0,1 - I ,6 • 114 . 86 - 200 

78 825 • 0, I - 0,7 . 27 . 70 - 97 

130 244 • 0,1 • 0,5 . 39 . 55 - 94 

157 772 + 0,1 + 0,1 . 42 167 125 

162 128 • 0,1 + 0,1 - 34 - 133 • 167 

195 103 + 0,0 + 0,4 . 73 78 5 

259 534 - 0,0 

I 
- 0,3 - 53 40 . 13 

118 395 ... o.~ • 0,6 . 21 485 464 
I 

247 720 • 0,1 • 0,2 - 10 180 170 

182 704 - 0,1 

I 
- 0,0 - 34 - 105 - 139 

214 931 • 0,0 • 0,5 - I 76 75 

127 727 + 0,1 I - 0,2 . 63 138 75 

194 796 • 0,0 

I 
+ 0,5 - 46 67 21 

2 614 373 + o.o • 0, I • 701 1 098 397 

Verarbeitendes Geilerbell 

lhsatz4) 
Betriebe Baschäftlgte IlD 

Al!! am Januar 
31. 1. 1985 31. I. 1985 1985 

Hill. OH 

10 8 715 143 

134 23 776 337 

140 21 525 237 

71 9 528 98 

74 5 BZS 291 

96 7 986 81 

55 2 948 59 

81 s 722 88 

187 19 851 300 

so 2 607 33 

122 9 977 138 

89 4 881 116 

173 14 892 265 

85 9 946 223 

147 16 212 370 

574 164 391 2 781 

St rallennrkehl'$unfX11 e 
ml t Per$Onenschaden IlD Jan uar 1985 

) 
-~ 

Unflllle 

16 

60 

54 

12 

40 

37 

68 

75 

62 

45 

93 

37 

70 

35 

55 

759 

(vorlKI#Ige Zahlen --

Gcttstete2 l 

. 
I 

. 

. 

. 

. 
6 

J 

1 

2 

. 
3 

2 

I 

2 

21 

V er letzte 

!--

19 

78 

67 

16 

59 

59 

91 

93 

70 

68 

115 

41 

78 

43 

977 

Kraftfahrzeugbestand 
1111 1. 1. 1985 

lnsgesa111t p"' ) 

34188 30 569 

95 766 < 94 

82 735 74 238 

34 878 30 979 

67 911 54 541 

76 447 66 07 

79 977 64 59 

87 384 74 836 

123 546 107 19 

57 484 48 438 

121 333 101 659 

91 679 74 425 

114 957 98 987 

63 308 51 771 

95 923 84 274 

I 227 516 1 048 975 

I na h dftll bletutan~ vom 31. 10. 1984 2) einschließlich der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen P rsonen 
3 Betriebe t im a llg einen 20 und 111ehr Beschäftigten 4) ohne lhsatzsteuer 5) einschließlich Kombinationskraftwagen 
A k ~EI ausfijhrl1che Tabelle 1111t Kre1szahlen, die von allen Statistischen landcslimtern gebracht werden, el'$chcint 1n Heft 5 und 11 



land 

Schleswlg·llolstet n 

Hanlburg 
11 IKiersachsen 
Bremen 
Nordrhein-Westfalen 

.s n 

hetn and-Pfa z 
Baden-1/Urtt berg 
Ba rn 
s rland 
S.rlln (West) 

B desgebiet 

Land 

~hleswlg-Holstel n 

Hamburg 
N1 edersachSen 
Brenen 
Nordrhein-Westfalen 
Hessen 

Rhel nland-Pfa 1z 
Baden W urt tenberg 
Bayern 
Saarland 
Bcrlln (West) 

Bundesgebiet 

h"'!'""'' 
Verarbeitendes Gewerbe1) Bauhauptgewerbe 

ilnsatil Beschlifti gte 
Im November 1984 1111 31. 10. 1984 

I 30. 11. 1984 

Aus Iands-
Htll. OH umsatz ln I 000 in I 000 tn :1: 

167 

142 
635 
76 

1 942 
608 

364 
1 377 
I 293 

141 
159 

6 904 

Ins­
gesamt 

3 157 20 47 

7 398 12 25 
13 648 34 127 
2 407 49 12 

35 280 28 249 
9 499 30 94 

7 090 35 69 
21 679 192 
19 8l6 32 256 
2 234 33 19 
4 030 13 35 

126 259 30 IZ5 

Stra llen~erkehrsunfa ~ 
mit Personenschaden Im Novenber 1984 

a je 1 000 Unfälle 
Einwohner 

tn I 

Pkw4) 1----- J 
Anz h~ Unfllle Getötete Verletzte ~:~~e 

000 

I 229 

651 
3 444 

273 
7 632 
2 795 

I 8S6 
4 ~81 
5 591 

503 
697 

29 48-t 

1 049 401 

584 365 
2 915 403 

246 366 
6 798 405 
z 419 436 

I 582 
3 964 
4 550 

44S 
613 

25 21sl 

436 
429 
415 
426 
331 

412 

I 252 

825 
3 081 

294 
7 519 
2 546 

1 6 8 
3 970 
4 942 

47Z 
819 

27 328 

32 

14 
124 

5 
181 

82 

61 
108 
209 

18 
13 

847 

1 580 I 129 

1 019 125 
3 978 133 

353 122 
9 313 126 
3 175 128 

2 111 
5 127 
6 516 

578 
I 020 

34 770 

135 
132 
136 
126 
126 

130 

j! I 000 
Einwohner 

18 

16 
18 
17 
15 
17 

19 
21 
23 
18 
19 

18 

an 
Spar­

einlagen 
6) 
0111 

31. 10. 
1984 

ln DM 
Je Elnw. 

5 902 

9 176 
7 403 
8 425 
8 291 
8835 

8 316 
9 006 
9 216 
7 904 
7 741 

8 ~10 

Wohnungswesen 
1111 Oktober 19!!4 

ZIIB Bau 
genehn1 gte Wohnungen 

je 10 000 Anzahl Etll\olohner 

876 3,4 

317 2 .o 
2 663 3,7 

160 2,4 
5 898 3,5 
2 156 3,9 

I 532 4,2 
4 913 5,3 
6 175 ,6 

230 2,2 
994 5,4 

25 914 4,2 

Steuere1nnahnen 

des 
Landes I 

des 1 der 
Bundes Gerneinden 

1• 3. Vierteljahr 1984 

in Oll je Einwohner 

511 

789 
500 
588 
574 
599 

531 
629 
597 
505 
475 

576 

449 

3 690 
482 

I 276 
910 
791 

58" 
1309 
683 
519 
750 

sso 

ISO 

389 
188 
280 
225 
247 

212 
230 
224 
162 
162 

222 

·~ An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben Uber Vlehbestlinde, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
I Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschlhtigten 2) ohne lhsatzsteuer 3) ohne Bundespost und Bundesbahn 
4 elnschl1e611ch Kombinationskraftwagen 5) Schlesw1g-Holste1n enagUltige, Ubrige Llinder vorlliufige Zahlen 6) ohne Postspareinlagen 
a) L~nder ohne, Bundesgebiet elnsch11e811ch Bundespost und Bundesbahn 
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